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Kreis Lippe 
 
310 8. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 8. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Donnerstag, den 08.09.2011, um 14.00 Uhr 
 
in Form einer Bereisung nach Lage-Heiden und anschlie-
ßender Sitzung im Kreishaus statt.  
 
Treffpunkt: Kreishaus Detmold, Ebene 4 vor Raum 404, 
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 
 
Im Anschluss an die Bereisung wird die Sitzung ab ca. 
15.30 Uhr fortgeführt:  
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
Raum 404 (Ebene 4). 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 01.08.2011 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Dieter Hagedorn 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
311 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Frau Sabine Thielemann 
 

Bekanntmachung 
 
Gegen  
Frau Sabine Thielemann 
 
 
 
 
ist am 05.08.2011 unter dem Aktenzeichen 4.1-37/2010 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
die Empfängerin unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann die Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 621, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
 
 
 

 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 05.08.2011 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Diekjobst) 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
312 Bekanntmachung der Entscheidung über die 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung - UVPG - ) für die Änderung, Erweiterung und den 
Betrieb einer Anlage zum Halten von Schweinen in 
32657 Lemgo, Gemarkung Welsdorf, Flur 2, 
Flurstück 48.  
 
Immissionsschutz 
Der Landwirt Heinz Birkenhäger, beantragt die Genehmi-
gung gemäß §§ 4/19 des Bundes- Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) für die Änderung, Erweiterung und den Be-
trieb einer Anlage zum Halten von Schweinen mit 2.778 
Mastschweineplätzen an dem Standort in 32657 Lemgo, 
Gemarkung Welsdorf, Flur 2, Flurstück 48. 
 
Die Anlage zum Halten von Schweinen ist in der Anlage 1 
(Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der 
Nr. 7.7.2 Spalte 2 als Anlage genannt, für die im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3c Satz 1 
des UVPG) zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange und Fachdienststel-
len der Kreisverwaltung Lippe wurde festgestellt und ent-
schieden, dass die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 des UVPG 
genannten Schutzkriterien zum Standort des Vorhabens 
nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist selbstständig 
nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
 
Im Auftrag 
Gez. Niehage 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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313 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

interkommunale Zusammenarbeit der Gemein-
de Leopodshöhe und der Stadt Oerlinghausen 
im Standesamtswesen 

 
Zwischen der Gemeinde Leopoldshöhe und der Stadt Oer-
linghausen, nachfolgend „die Beteiligten“ genannt, wird 
gem. § 23 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. 
Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 8. Mai 2009 (GV. NRW. S. 298, 326), folgende 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Zusammenar-
beit im Standesamtswesen geschlossen: 
 

§ 1 
Vertragsgegenstand 

 
Gegenstand des Vertrages ist die gegenseitige Bereitstel-
lung von Personal gem. § 23 Abs. 1 Alt. 2 und Abs. 2 Satz 
2 GkG für den Fall, dass der Stadt Oerlinghausen bzw. der 
Gemeinde Leopoldshöhe bei unerwartetem Ausfall der ei-
genen Dienstkräfte kein(e) qualifizierte(r) Mitarbeiter/-in zur 
Wahrnehmung ihrer standesamtlichen Aufgaben zur Verfü-
gung steht und diese Aufgaben auf Nachfrage von einer 
Standesbeamtin/einem Standesbeamten der jeweils ande-
ren Kommune übernommen werden.  
 

§ 2 
Personal 

 
Die Beteiligten bestellen gegenseitig jeweils zwei Bediens-
tete der anderen Kommune zu Standesbeamten ihrer 
Kommune.  
 
Die Beteiligten weisen diese Bediensteten gegenseitig in 
die Arbeitsabläufe ihrer Standesämter ein und ermöglichen 
den Zugriff auf die im Vertretungsfall einzusetzenden DV-
Verfahren.  
 
Eine regelmäßige Vertretung findet nicht statt. Die Vertre-
tung erfolgt nur in Einzelfällen, insbesondere bei unerwar-
tetem Ausfall beider Standesbeamten einer Kommune und 
nur insoweit, als die andere Kommune Standesbeamte für 
die Vertretung bereitstellen kann. Bei der Aufgabenwahr-
nehmung handelt es sich insbesondere um die Beurkun-
dung von Geburten und Sterbefällen sowie die Vornahme 
von Eheschließungen. 
 
Die Vertretung erfolgt in den Räumlichkeiten und unter 
Nutzung der Sachmittel des zu vertretenden Standesam-
tes. Die Vertreter/innen handeln als Standesbeamte der 
Kommune, für welche die Vertretung erfolgt. 
 

§ 3 
Kostenerstattung 

 
Die Personalkosten und Personalnebenkosten für das in 
die Vertretung eingebundene Personal tragen die Beteilig-
ten. 
 
Die Beteiligten erstatten sich gegenseitig die für Vertretun-
gen angefallenen Personalkosten nach Einsatzstunden 
(Vertretungszeiten im Standesamt einschließlich der Fahrt-
zeiten).  
Die eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führen 
hierfür einen Stundennachweis.  
 
 

 
Fahrtkosten sind zunächst von den Beteiligten zu tragen 
bzw. an das eingesetzte Personal zu erstatten. Die durch 
Fahrtenbücher dokumentierten Fahrtkosten werden in die 
Erstattung einbezogen.  
 
Die Abrechnungen erfolgen zum 31.12. eines jeden Jahres. 
 

§ 4 
Haftungsfreistellung 

 
Die Beteiligten stellen sich untereinander von Haftungsan-
sprüchen, die aus den Handlungen der überlassenen Be-
schäftigten gegen sie geltend gemacht werden könnten, 
frei.  
Das Handeln der überlassenen Beschäftigten erfolgt im 
Namen der übernehmenden Stadt. Insofern richten sich 
etwaige Ansprüche auch gegen diese. 
 

§ 5 
Laufzeit 

 
Diese Vereinbarung wird zum 01.08.2011 wirksam und 
läuft auf unbestimmte Zeit. 
 
Eine Kündigung dieser Vereinbarung kann jeweils zum 
31.12. eines jeden Jahres unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von 3 Monaten erfolgen. Die Kündigung ist 
schriftlich zu erklären. 
 
Die Möglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt 
unberührt. 
 

§ 6 
Salvatorische Klausel 

 
Die Unwirksamkeit einer Bestimmung dieser Vereinbarung 
lässt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unbe-
rührt. Die Beteiligten verpflichten sich, in diesem Fall die 
unwirksame Bestimmung durch eine den Sinn und Zweck 
der Vereinbarung entsprechende wirksame Bestimmung zu 
ersetzen. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung wird nach Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde gemäß § 24 GkG am Tage nach der Be-
kanntmachung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbe-
hörde wirksam. Die Beteiligten weisen in der für ihre Be-
kanntmachungen vorgeschriebenen Form auf die Veröf-
fentlichung hin. 
 
Für die Gemeinde Leopoldshöhe 
Leopoldshöhe, den 29.07.2011   
 
gez,    gez. 
Gerhard Schemmel  Hans-Jürgen Lange 
Bürgermeister   allgemeiner Vertreter 
 
Für die Stadt Oerlinghausen 
Oerlinghausen, den 27.07.2011 
 
gez.    gez. 
Dr. Ursula Herbort  Hans-Jörg Düning-Gast 
Bürgermeisterin   allgemeiner Vertreter 
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Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Oerlinghausen und der Gemeinde Leopoldshöhe 
über die interkommunale Zusammenarbeit im Standes-
amtswesen wird hiermit gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. 
§ 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 298, 
326), aufsichtsbehördlich genehmigt. 
 
Az.: 9.2-15 12 40-35 
Detmold, 19.08.2011 
 
Der Landrat des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
In Vertretung 
 
Kemper 
 
Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Az.: 9.2-15 12 40-35 
Detmold, 19.08.2011 
 
Der Landrat des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
In Vertretung 
 
 
Kemper 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
314 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

Wahrnehmung der Rufbereitschaft für die Un-
terbringung nach dem PsychKG NRW für die 
örtliche Ordnungsbehörde der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen 
durch die Stadt Horn-Bad Meinberg 

 
Die Stadt Schieder-Schwalenberg, die Gemeinde Schlan-
gen und die Stadt Horn-Bad Meinberg schließen auf der 
Grundlage des § 3 der Gemeindeordnung NRW und der 
§§ 1, 23 ff. des Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit NRW (GkG) folgende öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung über die Wahrnehmung der Rufbereitschaft 
für die Einweisung nach dem Gesetz über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (PsychKG NRW) durch die Stadt 
Horn-Bad Meinberg: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

Ziel und Aufgaben 
 
Um die Erreichbarkeit und die Handlungsfähigkeit der Be-
teiligten als örtliche Ordnungsbehörden für die sofortige 
Unterbringung psychisch Kranker bei Gefahr im Verzug 
gemäß § 14 PsychKG NRW zu gewährleisten, wird bei der 
Stadt Horn-Bad Meinberg eine Rufbereitschaft eingerichtet. 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg verpflichtet sich, diese Ruf-
bereitschaft und die notwendigen unaufschiebbaren Aufga-
ben gemäß § 14 PsychKG NRW für die Stadt Schieder-
Schwalenberg und die Gemeinde Schlangen wahrzuneh-
men. 
 
Das Mandat beinhaltet die Ausübung der Verwaltungs-
handlungen in Zuständigkeit und im Namen der örtlich zu-
ständigen Stadt Schieder-Schwalenberg und Gemeinde 
Schlangen gemäß § 23 Abs. 1 zweite Alternative sowie 
Abs. 2 Satz 2 GkG. 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg hat der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen bei Einsätzen 
in deren Namen unverzüglich die zum Vorgang gehörigen 
Unterlagen, insbesondere Aufzeichnungen und Bescheid-
durchschriften zuzuleiten. 
 

§ 2 
Personal 

 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg stellt für die Wahrnehmung 
der Aufgaben Bedienstete im Rahmen der in § 1 Abs. 1 
genannten Rufbereitschaft. Die Rufbereitschaft wird zu fol-
genden Zeiten geleistet: 
Montag bis Donnerstag jeweils 00:00 Uhr bis 08:00 Uhr 
und 16:00 Uhr bis 24:00 Uhr; Freitag 00:00 Uhr bis 08:00 
Uhr und 12:00 Uhr bis 24:00 Uhr; Samstag, Sonntag und 
Feiertage 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr. 
 
Dienstort ist Horn-Bad Meinberg. 
 
Dienstvorgesetzter ist der Bürgermeister der Stadt Horn-
Bad Meinberg. 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg stellt den Bediensteten einen 
Dienstausweis zur Verfügung, aus dem hervorgeht, dass 
die Bediensteten die Aufgaben nach dem PsychKG NRW 
im Rahmen der Rufbereitschaft auf der Grundlage dieser 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung auch für die Stadt 
Schieder-Schwalenberg und die Gemeinde Schlangen 
wahrnehmen. 
 

§ 3 
Kostenausgleich 

 
Die Kosten der Rufbereitschaft werden im Verhältnis 50 % 
(Stadt Horn-Bad Meinberg), 25 % (Stadt Schieder Schwa-
lenberg), 25 % (Gemeinde Schlangen) geteilt. 
Zu diesen Kosten zählen die Personalkosten für die einge-
stellten Bediensteten, die anteiligen Personalkosten für die 
Bearbeitung dieser Fälle, die Kosten der EDV-Verarbeitung 
und die Kosten für das Arbeitsmaterial. Die Kosten sind der 
Stadt Horn-Bad Meinberg zum 30. Juni und 31. Dezember 
jeden Jahres zu erstatten. 
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Einsatzkosten werden von der Stadt Schieder-Schwalen-
berg und der Gemeinde Schlangen entsprechend Entgelt-
gruppe 9 Stufe 2 TVöD brutto je angefangener Stunde zu-
züglich der entstandenen Fahrtkosten und der Kosten für 
die ärztlichen Zeugnisse zusammen mit den anteiligen 
Kosten der Rufbereitschaft halbjährlich erstattet. Die Ab-
rechnung erfolgt auf der Grundlage von Einsatz- und Fahr-
tennachweisen. 
 

§ 4 
Laufzeit 

 
Die Übernahme der Rufbereitschaft für Einweisungen nach 
dem PsychKG NRW erfolgt zum 01.09.2011 und läuft bis 
zum 31.08.2013. Sofern keine wirksame Kündigung erfolgt, 
verlängert sie sich auf unbestimmte Zeit. 
 
Eine Kündigung dieser Vereinbarung kann erstmals zum 
31.08.2013 und danach jeweils zum 31.12. eines Jahres 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten 
erfolgen. Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. 
 
Die Möglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt 
unberührt. 
 

§ 5 
Wirksamkeit 

 
Diese Vereinbarung wird nach der Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde gemäß § 24 GkG am Tage nach der Be-
kanntmachung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichts-
behörde wirksam. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 25.07.2011 
 
Block   Barz 
Bürgermeister  vertretungsber. Bedienstete/r 
   gem. § 64 Abs. 1 GO NRW 
 
Schieder-Schwalenberg, den 02.08.2011 
 
Klaus   Koch-Lensdorf 
Bürgermeister  vertretungsber. Bedienstete/r 
   gem. § 64 Abs. 1 GO NRW 
 
Schlangen, den 01.08.2011 
 
Knorr   Rayczik 
Bürgermeister  vertretungsber. Bedienstete/r 
   gem. § 64 Abs. 1 GO NRW 
 
Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, der Gemeinde Schlan-
gen und der Stadt Horn-Bad Meinberg über die Wahrneh-
mung der Rufbereitschaft für die Unterbringung nach dem 
PsychKG NRW für die örtliche Ordnungsbehörde der Stadt 
Schieder-Schwalenberg und der Gemeinde Schlangen 
durch die Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit gemäß 
§ 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. 
S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.05.2009 
(GV. NRW. S. 298, 326), aufsichtsbehördlich genehmigt. 
 
 
 

 
Az.: 9.2-15 12 40-36 
Detmold, 19.08.2011 
 
Der Landrat des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
In Vertretung 
 
Kemper 
 
Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Az.: 9.2-15 12 40-36 
Detmold, 19.08.2011 
 
Der Landrat des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
In Vertretung 
 
 
Kemper 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
315 Widmung einer öffentlichen Straße 
 
Die „Anne-Frank-Straße“, Gemarkung Bad Salzuflen, Flur 
23, Flurstück 1852, ist ausgebaut. 
 
Die vorgenannte Straße erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße und wird hiermit gem. den §§ 2, 3 und 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.NRW. S. 1028), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW S. 
259, GV NRW S. 327), in der z. Z. gültigen Fassung, für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Die Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden Plan 
schraffierten Bereich. 
 
Baulastträger dieser Straße ist die Stadt Bad Salzuflen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. Die Klage 
kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form, nach Maßga-
be der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
– ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005, erhoben werden. 
 
Bad Salzuflen, 29. Juli 2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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316 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2008 der Stadt Bad Salz-
uflen 

 
Aufgrund § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen am 13.07.2011 den vom 
Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem 
unbeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahres-
abschluss 2008 durch Beschluss festgestellt und dem Bür-
germeister Entlastung erteilt. Dabei wird der Ausgleich des 
Jahresfehlbetrages in der Ergebnisrechnung 2008 in Höhe 
von 539.341,25 € durch die Verringerung der Ausgleichs-
rücklage vorgenommen.  
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Ergebnisrechnung, der 
Finanzrechnung und der Bilanz zum 31.12.2008 sind aus 
der nachstehenden Anlage ersichtlich. 
  
(Öffentliche Bekanntmachung:) 
Der Jahresabschluss 2008 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
(Erfüllung der Anzeigepflicht:) 
Der Jahresabschluss 2008 ist gemäß § 96 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen dem 
Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Det-
mold mit Schreiben vom 29. Juli 2011 angezeigt worden. 
 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme:) 
Der Jahresabschluss 2008 ist zur Einsichtnahme gemäß § 
96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen im Fachdienst 20 Haushalt der Stadt Bad Salzuf-
len, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salz-
uflen während der Öffnungszeiten verfügbar. 
 
Bad Salzuflen, den 11. August 2011 
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Stadt Blomberg 
 
317 Beschlüsse des Rates der Stadt Blomberg vom 

20.07.2011 über schulorganisatorische Maß-
nahmen. 

 
hier: Auslaufende Auflösung der Gemeinschaftsgrundschu-
le Istrup der Stadt Blomberg ab dem 1.8.2012, auslaufende 
Auflösung der Gemeinschaftsgrundschule am Paradies ab 
dem 1.8.2013 und Begrenzungen der Schulgrößen der 
Grundschulen der Stadt Blomberg. 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat mit Verfügung vom 09. 
August 2011 folgende Genehmigung erteilt: 
 
"Gemäß § 81 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), in der zurzeit gültigen Fas-
sung genehmige ich hiermit die Beschlüsse des Rates der 
Stadt Blomberg vom 20.07.2011 
1. über die auslaufende Auflösung der Gemeinschafts-

grundschule Istrup der Stadt Blomberg in der Form, 
dass ab Beginn des Schuljahres 2012/13 (1.8.2012) 
keine Schülerinnen und Schüler mehr in die erste 
Klasse aufgenommen werden. 
Die auslaufende Auflösung wird spätestens mit Ablauf 
des Schuljahres 2014/15 (31.7.2015) abgeschlossen 
sein. 

2. über die auslaufende Auflösung der Gemeinschafts-
grundschule am Paradies der Stadt Blomberg in der 
Form, dass ab Beginn des Schuljahres 2013/14 
(1.8.2013) keine Schülerinnen und Schüler mehr in 
die erste Klasse aufgenommen werden. 
Die auslaufende Auflösung wird spätestens mit Ablauf 
des Schuljahres 2015/16 (31.7.2016) abgeschlossen 
sein. 

 
Über eine vorzeitige endgültige Auflösung wird jeweils vom 
Rat der Stadt Blomberg noch Beschluss gefasst werden. 
 
3. über die Begrenzung der Schulgrößen aller Grund-

schulen der Stadt Blomberg wie folgt: 
Zum 1.8.2012: 
Grundschule am Weinberg drei Parallelklassen pro 

Jahrgang 
Grundschule am Paradies eine Parallelklasse pro 

Jahrgang 
Grundschule Großenmarpe zwei Parallelklassen 

pro Jahrgang 
Grundschule Reelkirchen eine Klasse pro Jahr-

gang 
 
Zum 1.8.2013: 
Grundschule am Weinberg drei Parallelklassen pro 

Jahrgang 
Grundschule Großenmarpe zwei Parallelklassen 

pro Jahrgang 
Grundschule Reelkirchen eine Klasse pro Jahr-

gang 
 

Zur Lenkung der Schülerströme hat der Rat der Stadt 
Blomberg zusätzlich eine Rechtsverordnung zur Einrich-
tung von Schuleinzugsbereichen gem. 
§ 84 Abs. 1 SchulG erlassen. 

 
 
 

 
Die Beschlüsse und die Genehmigung basieren auf dem 
ebenfalls am 20.7.2011 beschlossenen Schulentwick-
lungsplan 2011. 
Die konstante statistische Schulnummer der Gemein-
schaftsgrundschule Istrup der Stadt Blomberg (124886) 
entfällt spätestens mit Ablauf des 31.7.2015. 
Die konstante statistische Schulnummer der Gemein-
schaftsgrundschule am Paradies der Stadt Blomberg 
(193343) entfällt spätestens mit Ablauf des 31.7.2016. 
 
Der Landesbetrieb Information und Technik NRW erhält 
eine Durchschrift zur Kenntnis. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden 
(Postanschrift: Postfach 3240, 32389 Minden), schriftlich 
einzulegen oder mündlich zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 
erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV. NRW S. 926) ersetzt werden. 
 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden einer von Ihnen 
bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Friese" 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Beschlüsse des Rates vom 20.07.2011 kann 
innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden 
(Postanschrift: Postfach 3240, 32389 Minden), schriftlich 
einzulegen oder mündlich zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 
erklären.  
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Frist nur gewahrt, 
wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht 
eingegangen ist. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV. NRW S. 926) ersetzt werden.  
 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden einer von Ihnen 
bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Blomberg, den 15.08.2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
318 10. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H10 „Potthof“ der Stadt Horn-Bad Meinberg 
hier: Erneute Bekanntmachung über das Inkraft-
treten 

 
Die 10. Änderung des Bebauungsplanes H 10 „Potthof“ ist 
vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner öffentli-
chen Sitzung am 30.04.1998 gem. § 10 (1) des Bauge-
setzbuches (BauGB) als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 10. Änderung 
des Bebauungsplanes H 10 „Potthof“ gem. §§ 10 (3), 214 
(4) BauGB rückwirkend zum 26.06.1998 erneut in Kraft ge-
setzt. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Die Bebauungsplan-Änderung (Planzeichnung, textlichen 
Festsetzungen und Begründung) wird beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 04.08.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
319 Förderung von Grundwasser aus dem Brun-

nen Lichtenbruch 
 
Bekanntmachung 
 
Die Betriebsleitung der Stadtwerke der Stadt Horn- Bad 
Meinberg hat gemäß § 8 u.11 des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz –WHG-) 
vom 31.07.2009 (BGBI.I S. 2585) i.V.m. §§ 26,28,143-149 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen 
(Landeswassergesetz LWG- ) vom 25.06.1995 (GV NW 
S.926)- jeweils in der zurzeit geltenden Fassung – die Be-
willigung für das folgende Vorhaben beantragt: 
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Förderung von Grundwasser aus dem Brunnen Lichten-
bruch in der  
Gemarkung Bad Meinberg 
Flur 6 
Flurstück 220 
 
in einer Menge bis zu 
18 cbm/h 
430 cbm/d 
125.000 cbm/a 
 
Um es als Trink- und Brauchwasser zur Versorgung der 
Bevölkerung einzusetzen. 
 
Weitere Einzelheiten sind aus dem Antrag vom 29.10.2010 
und den dazu erstellten Unterlagen und Plänen ersichtlich. 
 
Die Antragsunterlagen können bei der  
Stadt Horn Bad Meinberg, Stadtwerke, Burgstraße 11 
32805 Horn Bad Meinberg, (Zimmer 9) 
während der Dienststunden innerhalb der Auslegungsfrist 
von einem Monat eingesehen werden. Die einmonatige 
Auslegungsfrist beginnt am 05.09.2011 und endet mit Ab-
lauf des 05.10.2011. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben (vgl. § 11 WHG, 
§ 27 LWG, § 143 Abs.1 LWG i.V.m. §.73 Abs. 4 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVfG NW) vom 12.11.1999 (GV NW S. 602)- 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung - sind zur Vermei-
dung des Ausschlusses spätestens innerhalb von 4 Wo-
chen nach dem Ende der vorbezeichnete Auslegungsfrist 
schriftlich - möglichst in dreifacher Ausfertigung – oder zur 
Niederschrift im Kreishaus Detmold in Detmold in der Fe-
lix- Fechenbach- Str. 5, Fachbereich Umwelt, Raum 
674, und bei den Stadtwerken Horn Bad Meinberg, 
Burgstraße 11, 32805 Horn Bad Meinberg zu erheben. 
 
Aus den Einwendungen muss die ladungsfähige Anschrift 
ersichtlich sein. Außerdem sollten die Einwendungen be-
gründet werden. 
Über die eingegangenen Einwendungen wird in einem 
noch festzusetzenden Termin mündlich verhandelt. Zu dem 
Erörterungstermin ergeht eine gesonderte Einladung. Hier-
zu weise ich darauf hin, dass bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt 
werden kann. Verspätet erhobene Einwendungen bei der 
Erörterung und Entscheidung unberücksichtigt bleiben un-
berücksichtigt.  
 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, können von 
dem Erörterungstermin auch durch öffentliche Bekannt-
machung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Be-
nachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. 
Die Zustellung der Entscheidung über Einwendungen kann 
in solchen Fällen ebenfalls durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Werden keine Einwendungen erhoben, erübrigt sich die 
Durchführung eines Erörterungstermins. 
 
Az.: 4.3-66 38 20-8/15 
32754 Detmold, 04.08.2011 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FG 4 - Umwelt 
FG 4.1 Verwaltung, Umwelt 
Im Auftrag 
Beckmeier 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß 
§148 LWG/ §73 Abs.5 VwVfG NRW ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
32805 Horn Bad Meinberg, 09.08.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
- Stadtwerke – 
 
 
W. Jüdith 
Die Betriebsleitung 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
320 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 18 
Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Bekanntmachung 
 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti-
gen Fassung übermittelt die Stadt Horn-Bad Meinberg als 
Meldebehörde zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März fol-
gende Daten zu Personen mit deutscher Staats-
angehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: Fa-
milienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 

 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat 
(§ 18 Abs. 7 MRRG). 

 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
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Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an den Bürgermeister, Fachbereich 2 –Bildung, 
Ordnung und Soziales-, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad 
Meinberg, zu richten oder direkt beim Bürgerservice der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2 (Zimmer 2-4) ein-
zulegen.  
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 08.08. 2011 
 
 
Block 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
321 Satzung für die kommunalen Friedhöfe der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vom 22.07.2011 
 
Aufgrund von § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen (Bestattungsgesetz – BestG NRW) vom 
17. Juni 2003 und § 7 Abs. 2 i. V. m. § 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / 
SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 
21.07.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Friedhofssatzung gilt für alle im Gebiet der Stadt 
Horn-Bad Meinberg gelegenen und von ihr verwalteten 
Friedhöfe (einschl. Urnenwald auf dem Friedhof im Stadtteil 
Holzhausen-Externsteine). 
 

§ 2 Friedhofszweck 
 
Die Friedhöfe (einschl. Urnenwald auf dem Friedhof im 
Stadtteil Holzhausen-Externsteine) sind nichtrechtsfähige 
Anstalten der Stadt Horn-Bad Meinberg. 
 
Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Leichen, 
Tot- und Fehlgeburten), die bzw. deren Eltern bei Ihrem 
Ableben ihren Wohnsitz in der Stadt Horn-Bad Meinberg 
hatten sowie derjenigen, die ein Anrecht auf Benutzung ei-
nes Wahlgrabes haben. Darüber hinaus dienen die Fried-
höfe auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrü-
chen stammenden Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner 
der Stadt Horn-Bad Meinberg sind. Für die Bestattung an-
derer Verstorbener bedarf es der besonderen Genehmi-
gung der Friedhofsverwaltung. Für den Urnenwald auf dem 
Friedhof Holzhausen-Externsteine gelten die Regelungen 
des § 3 (4). 
 

§ 3 Bestattungsbezirke 
 
Das Stadtgebiet ist in folgende Bestattungsbezirke einge-
teilt. Das Ausmaß der Bestattungsbezirke ist aus den als 
Anlage beigefügten Karten ersichtlich. 
 
 
 
 
 

 
(1) Friedhof "Am Kreuzenstein" 
 
Der Friedhof "Am Kreuzenstein" ist der Zentralfriedhof für 
das Stadtgebiet Horn-Bad Meinberg. Auf ihm werden alle 
Verstorbenen beerdigt, die ihren letzten Wohnsitz in Horn-
Bad Meinberg hatten. Außerdem werden auf Antrag Beer-
digungen von Verstorbenen durchgeführt, die nicht im 
Stadtgebiet ihren ersten Wohnsitz hatten, jedoch auf 
Wunsch der Angehörigen in Horn-Bad Meinberg beigesetzt 
werden sollen, begründete Ausnahmen hiervon sind im 
Einzelfall möglich. 
 
(2) Friedhof "Steinheimer Straße" 
 
Der Friedhof "Steinheimer Straße" ist laut Ratsbeschluss 
vom 09.04.1986 und gemäß § 4 außer Dienst gestellt, so-
weit sich aus der nachfolgenden Regelung nichts anderes 
ergibt: 
 
1. Die Belegung noch nicht genutzter Lagerstellen vorhan-

dener Wahlgrabstätten während der noch laufenden 
Nutzungszeit ist zugelassen. 

 
2. Auf belegten Lagerstellen vorhandener Wahlgrabstät-

ten können während der noch laufenden Nutzungszeit 
zusätzlich eine Urne, ein Kind bis zu zwei Jahren oder 
eine Totgeburt beigesetzt werden. 

 
3. Die Belegung noch nicht genutzter Lagerstellen vorhan-

dener Wahlgrabstätten nach Ablauf der Nutzungszeit 
wird für die Bestattung des überlebenden Ehegatten 
sowie für die Bestattung von Angehörigen aus der glei-
chen Generation wie der des Erstverstorbenen zuge-
lassen, wobei von einem Generationenzeitraum von ca. 
30 Jahren ausgegangen wird. 
 
Nach Ablauf der Nutzungszeit können Pflegeverpflich-
tete Nutzungsvereinbarungen mit der Stadt abschlie-
ßen, die eine weitere Erhaltung zur Pflege der Gräber 
sicherstellen, jedoch eine weitere Beerdigung in der 
Grabstätte ausschließen. 

 
(3) Eine Beerdigung in den nachfolgend aufgeführten Be-

stattungsbezirken (Buchstabe a bis k) kann nur stattfin-
den,  

 - wenn der Verstorbene seinen ersten Wohnsitz in 
 diesem Gebiet hatte; 

 - wenn der Verstorbene in diesem Gebiet geboren 
 und aufgewachsen ist; 

 - wenn der Pflegeverpflichtete/Nutzungsberechtigte 
zum Zeitpunkt des Todes der zu bestattenden Person 
in diesem Gebiet wohnhaft ist, zusätzlich mit Geneh-
mi-gung der Friedhofsverwaltung 

 
Bewohner von Altenheimen werden nur auf dem Friedhof 
des Bestattungsbezirks bestattet, in dem sie zuletzt vor 
dem Umzug in ein Altenheim ihren ersten Wohnsitz hatten 
bzw. in dem Bestattungsbezirk, in dem sich das Altenheim 
befindet. Lag dieser erste Wohnsitz außerhalb des Stadt-
gebietes, erfolgt die Bestattung auf dem Friedhof "Am 
Kreuzenstein". 
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a) Friedhof Belle 
 Auf dem Friedhof an der Höxterstraße finden nur noch 

Beerdigungen von Angehörigen der Familien statt, die 
eine Nutzungsvereinbarung für die Grabstätte mit der 
Stadt abgeschlossen haben. Alle übrigen Beerdigungen 
finden auf dem Friedhof an der Pyrmonter Straße statt. 

 
b) Friedhof Bellenberg 
 
c) Friedhof Billerbeck 
 
d) Friedhof Fromhausen 
 
e) Friedhof Heesten 
 
f) Friedhof Holzhausen-Externsteine (ohne Urnenwald) 
 
g) Friedhöfe Kempenfeldrom/Veldrom: Die Belegung der 

Friedhöfe in den Stadtteilen erfolgt konfessionsbedingt 
bzw. bei Gemischtehen auf entsprechenden Wunsch. 

 
h) Friedhof Leopoldstal 
 
i) Friedhof Schmedissen 
 
j) Friedhof Vahlhausen 
 
k) Friedhof Wehren 
 
(4) Friedhof Holzhausen-Externsteine (Urnenwald) 
 
In dem Urnenwald des Friedhofes Holzhausen-
Externsteine können alle Bürger der Stadt Horn-Bad Mein-
berg sowie auf Antrag auch nicht in der Stadt Horn-Bad 
Meinberg ansässige Bürger bestattet werden. 
 

§ 4 Schließung und Entwidmung 
 
1. Friedhöfe und Friedhofsteile können für weitere Bestat-

tungen gesperrt (Schließung) oder einer anderen Ver-
wendung zugeführt werden (Entwidmung). 

 
2. Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer 
Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung  
das Recht auf weitere Bestattungen in Wahlgrab-
stätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird dem Nut-
zungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt 
eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung ge-
stellt. Außerdem kann er die Umbettung bereits bestatteter 
Leichen verlangen. 
 
3. Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des 
Friedhofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatte-
ten werden, falls die Ruhezeit (bei Reihengrabstät-
ten/Urnenreihengrabstätten) bzw. die Nutzungszeit (bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abge-
laufen ist, auf Kosten der Stadt in andere Grabstätten um-
gebettet. 
 
4. Schließung und Entwidmung werden öffentlich 
bekannt gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer Wahl-
grabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 
schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 
 
 
 

 
5. Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffent-
lich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei Reihen-
grabstätten/Urnenreihengrabstätten einem Angehörigen 
des Verstorbenen, bei Wahlgrabstät-
ten/Urnenwahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten mit-
zuteilen. 
 
6. Ersatzgrabstätten werden von der Stadt auf ihre Kosten 
in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den entwidme-
ten oder außer Dienst gestellten Friedhöfen/Friedhofsteilen 
hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegens-
tand des Nutzungsrechtes.  
 

II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 5 Öffnungszeiten 
 
1. Die Friedhöfe sind für den Besuch geöffnet: 
 
 a) in den Monaten April bis Oktober von 7.00 Uhr bis 

  Eintritt der Dunkelheit 
 b) in den Monaten November bis März von 9.00 Uhr 

  bis Eintritt der Dunkelheit 
 
2. Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder 

einzelner Friedhofsteile aus besonderem Anlass vor-
übergehend untersagen. 

 
§ 6 Verhalten auf dem Friedhof 

 
1. Die Besucher haben sich ruhig und der Würde des Or-

tes entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen der 
Friedhofsverwaltung ist Folge zu leisten. 

 
2. Kinder unter zwölf Jahren dürfen die Friedhöfe nur in 

Begleitung von Erwachsenen und unter deren Verant-
wortung betreten. 

 
3. Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet: 
 
 a) das Mitbringen von Tieren (ausgenommen Blinden-

 hunde), 
 b) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschu-

hen/Rollerblades/Skateboards aller Art, ausgenom-
men Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge 
der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof 
zugelassenen Gewerbetreibenden, zu befahren, 

 c) das Anbieten von Waren (einschl. Kränze und Blu-
 men) und gewerblichen Diensten, 

 d) das Ablagern von Abraum und Abfällen außerhalb 
 der dafür vorgesehenen Behältnisse bzw. Plätze, 

 e) das Verunreinigen und Beschädigen von Einrichtun-
gen und Anlagen sowie das Betreten von fremden 
Grabstätten von Anpflanzungen und Rasenflächen, 
soweit sie nicht als Zuwegung dienen, 

 f) das Abstellen von Gefäßen, Behältnissen, Geräten 
 und dergleichen außerhalb der Grabstätten, 

 g) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druck-
sachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier not-
wendig und üblich sind, 

 h) das Ausführen von Arbeiten an Sonn- und Feierta-
gen und in der Nähe einer Bestattung, 
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 i) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstof-

fe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloris-
tik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, 
Trauergestecken, im Grabschmuck sowie bei Pflan-
zenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, 
nicht verwandt werden, ausgenommen sind Grab-
vasen und Gießkannen, 

 j) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. 
ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-
werbsmäßig zu fotografieren, 

 k) zu lärmen oder zu lagern. 
 
 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, 

soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ord-
nung auf ihm vereinbar sind. 

 
4. Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestat-

tung zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen 
der Zustimmung der Friedhofsverwaltung und sind spä-
testens vierzehn Tage vorher anzumelden. 

 
§ 7 Gewerbetreibende 

 
1. Gewerbetreibende bedürfen für Tätigkeiten auf den 

Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Fried-
hofsverwaltung. Mit der Zulassung wird der Umfang der 
Tätigkeiten festgelegt. 

 
2. Zugelassen werden auf ihren Antrag hin Gewerbetrei-

bende, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind. Ein entsprechender Nachweis 
der fachlichen Ausbildung ist auf Verlangen der Fried-
hofsverwaltung beizubringen. Dies kann bei Bildhauern, 
Steinmetzen und Gärtnern insbesondere durch den 
Nachweis der Meisterprüfung oder einer gleichwertigen 
fachlichen Qualifikation oder einer langjährigen erfolg-
reichen Berufstätigkeit erfolgen. Die Zulassung kann 
auch erteilt werden, wenn das für die Tätigkeiten auf 
den Friedhöfen verantwortliche Personal des Gewerbe-
treibenden die Voraussetzungen erfüllt. Die Friedhofs-
verwaltung kann Ausnahmen zulassen. 

 
3. Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Zulas-

sungskarte, welche auf zwei Jahre befristet wird. Die 
Zulassungskarte ist auf Verlangen vorzuzeigen. Für die 
Ausstellung der Zulassungskarte ist eine Verwaltungs-
gebühr zu entrichten. 

 
4. Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon ab-

hängig zu machen, dass der Antragsteller einen für die 
Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflicht-
versicherungsschutz nachweist. 

 
5. Die Gewerbetreibenden haben die Friedhofssatzung 

und die dazu ergangenen Bestimmungen zu beachten. 
Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie 
oder ihre Bediensteten anlässlich ihrer Tätigkeit auf den 
Friedhöfen verursachen. 

 
6. Die vorgenannten Arbeiten dürfen nur an Wochentagen 

während der allgemeinen Öffnungszeiten ausgeführt 
werden. 

 
 
 
 
 
 

 
7. Gewerbetreibende können zur Ausführung ihrer Tätig-

keit die befestigten Friedhofswege in erforderlichem 
Umfang mit geeigneten Fahrzeugen befahren. Die 
Höchstgeschwindigkeit darf 7 km/h (Schritt-Tempo) 
nicht überschreiten. Fahrzeuge dürfen nur dort abge-
stellt werden, wo sie die Benutzung der Friedhofswege 
nicht behindern. Aus witterungsbedingten Gründen 
kann die Einstellung der Arbeiten angeordnet und das 
Befahren der Friedhöfe oder einzelner Wege untersagt 
werden. 

 
8. Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Ma-

terialien dürfen auf den Friedhöfen nur während der für 
die Arbeit notwendigen Zeit und nur dort gelagert wer-
den, wo sie nicht hindern. Die Gewerbetreibenden dür-
fen auf den Friedhöfen keinerlei Abraum ablagern. Sie 
sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden 
kompostierbaren und nicht kompostierbaren Abfälle 
vom Friedhof zu entfernen. Arbeitsgeräte dürfen nicht 
an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
gereinigt werden. 

 
9. Gewerbetreibenden, die trotz zweimaliger schriftlicher 

Mahnung gegen die Vorschriften der Absätze 3 bis 8 
verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 nicht mehr gegeben sind, kann die Friedhofs-
verwaltung die Zulassung entziehen. 

 
10. Firmenbezeichnungen dürfen nach Absprache mit dem 

Nutzungsberechtigten in Form eines Schildes in einer 
Größe von bis zu 25 cm² (z. B. 5 x 5 cm oder 4 x 6 cm) 
in der Farbe grün entweder an der Rückseite des Grab-
steins von einer Steinbildhauerei angebracht oder im 
Bereich der vorderen Grenze der Grabfläche von einem 
Gartenbaubetrieb aufgestellt werden. 

 
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 
§ 8 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

 
1. Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des 

Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. 
Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen bei-
zufügen, insbesondere ist die vom Standesamt über die 
Beurkundung im Sterbebuch erteilte "Bescheinigung 
über Eintragung eines Sterbefalls zum Zwecke der Be-
erdigung" einzureichen. Gegebenenfalls ist mitzuteilen, 
welches Beerdigungsinstitut die Bestattung vornehmen 
wird. 

 
2. Die Friedhofsverwaltung bestimmt den Friedhof, auf 

dem die Bestattung durchgeführt wird. Die Verstorbe-
nen sind in der Regel auf dem Friedhof des Stadtteils 
zu bestatten, in dem sie zuletzt ihren Wohnsitz hatten. 
Die Friedhofsverwaltung kann aus wichtigem Grund 
Ausnahmen zulassen. 

 
3. Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahl-

grabstätte/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
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4. Beerdigungen und Trauerfeiern finden in der Regel 

montags bis donnerstags in der Zeit von 9.30 Uhr bis 
15.00 Uhr und freitags von 9.30 Uhr bis 14.00 Uhr nach 
Festsetzung durch die Friedhofsverwaltung statt. Als 
Ausnahme sind samstags zwischen 9.00 Uhr und 10.00 
Uhr Trauerfeiern möglich. Andere Ausnahmen sind nur 
in begründeten Fällen zulässig. Erweist sich die Fried-
hofskapelle auf einem für die Beisetzung vorgesehenen 
Friedhof als voraussichtlich zu klein oder liegen andere 
wichtige Gründe vor, so kann die Friedhofskapelle auf 
dem Friedhof "Am Kreuzenstein" hierfür auf Antrag ge-
nutzt werden. Dies gilt grundsätzlich auch für die Lei-
chenkammerbenutzung. 

 
5. Erdbestattungen und Einäscherungen müssen inner-

halb von 8 Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Aschen müssen spätestens 4 Wochen nach der Ein-
äscherung bestattet werden, anderenfalls werden sie 
auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Urnen-
reihengrabstätte bestattet. 

 
§ 9 Särge und Urnen 
 
1. Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen und Urnen 

vorzunehmen. Ausnahmsweise kann der Friedhofsträ-
ger auf Antrag die Bestattung ohne Sarg oder Urne 
gestatten, wenn nach den Grundsätzen oder Regelun-
gen der Glaubensgemeinschaft, der die oder der Ver-
storbene angehört hat, eine Bestattung ohne Sarg oder 
Urne vorgesehen ist. 

 
2. Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen 

sein, dass die chemische, physikalische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwas-
sers nicht nachteilig verändert wird und bei Särgen die 
Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermög-
licht wird. Die Särge müssen festgefügt und so abge-
dichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit 
ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und -
beigaben, Sargabdichtungen und Überurnen müssen 
zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus leichtver-
rottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine 
PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulose-
haltigen oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke 
oder Zusätze enthalten. Die Kleidung der Leiche soll 
nur aus Papierstoff und Naturtextilien bestehen. 

 
3. Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch 
und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahme-
fällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung 
einzuholen. 
 
4. Für die Bestattung in vorhandenen Grüften sind nur Me-
tallsärge oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die 
luftdicht verschlossen sind. 
 
5. Für die Bestattung im Urnenwald des Friedhofes Holz-
hausen-Externsteine sind nur Urnen zugelassen, die sich 
zersetzen. Die Stadt Horn-Bad Meinberg behält sich vor, 
dies auch zu überprüfen. 
 
6. Im übrigen sind die Vorschriften des Bestattungsgeset-
zes NRW vom 17.06.2003 zu beachten. 
 
 
 
 

 
§10 Ausheben der Gräber 

 
Das Ausheben und Verfüllen des Grabes wird von der 
Friedhofsverwaltung veranlasst. Der Nutzungsberechtigte 
hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern es er-
forderlich ist, kann die Friedhofsverwaltung aus Sicher-
heitsgründen auf Kosten der Nutzungsberechtigten verlan-
gen, dass Grabmale, Fundamente und Einfassungen vor-
her entfernt werden. 
 

§ 11 Ruhezeiten 
 
Die Ruhezeit bis zur Wiederbelegung der Lagerstelle be-
trägt auf allen Friedhöfen 
 
a) für Verstorbene vom vollendeten 5. Lebensjahr an 30 

Jahre, 
b)  für Verstorbene bis zum 5. vollendeten Lebensjahr 20 

Jahre, 
c) für Aschen in Urnengrabfeldern 20 Jahre, 

ansonsten 30 Jahre, 
 
 
d) für Aschen im Urnenwald Holzhausen-
Externsteine  20 Jahre 
 

§ 12 Ausgrabungen und Umbettungen 
 
1. Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 

werden. 
 
2. Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen und A-

schen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Die Zustimmung ist unter Angabe der 
Gründe schriftlich zu beantragen. Antragsberechtigte 
sind bei Reihengrabstätten nur die Angehörigen des 
Verstorbenen im Benehmen mit dem Verfügungsbe-
rechtigten und bei Wahlgrabstätten die jeweiligen Nut-
zungsberechtigten. Die Zustimmung kann nur aus wich-
tigen Gründen erteilt werden. Umbettungen aus einem 
Reihengrab in ein anderes Reihengrab sind nicht zuläs-
sig. § 4 Nr. 3 bleibt unberührt. 

 
3. Vor der Ausgrabung und Umbettung muss die Zustim-

mung der zuständigen Ordnungsbehörde vorliegen. 
 
4. Alle Ausgrabungen und Umbettungen werden von der 

Friedhofsverwaltung veranlasst, die auch den Zeitpunkt 
bestimmt. 

 
5. Die Kosten der Ausgrabung und Umbettung und den 

Ersatz von Schäden, die dabei an benachbarten Grab-
stätten und Anlagen entstehen, haben die Antragsteller 
zu tragen, soweit sie notwendig aufgetreten sind oder 
die Stadtverwaltung oder deren Beauftragte bezüglich 
dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft. 

 
6. Zu anderen als Umbettungszwecken dürfen Leichen 

und Aschen nur aufgrund einer behördlichen oder rich-
terlichen Anordnung wieder ausgegraben werden. 

 
7. Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird durch eine 

Umbettung nicht unterbrochen oder verändert. 
 
8. Eine Ausbettung der im Urnenwald beigesetzten A-

schen ist nicht möglich 
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IV. Grabstätten 

 
§ 13 Arten der Grabstätten 

 
1. Sämtliche Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt. An 
ihnen können nur Rechte nach dieser Satzung erworben 
werden. 
 
2. Zur Bestattung werden eingerichtet: 
 a) Reihengrabstätten  (§ 14) 

b) Reihengrabstätten im 
Rasenfeld mit Gedenkplatte (§ 14) 

  (nur Friedhof "Am Kreuzenstein") 
 c) Wahlgrabstätten  (§ 15) 
 d) Wahlgrabstätten im 
 Rasenfeld mit Gedenkplatte  (§ 15) 
  (nur Friedhof "Am Kreuzenstein") 
 e) Urnenreihengrabstätten (§ 16) 

f) Urnenreihengrabstätten im 
Rasenfeld mit Gedenkplatte  (§ 16) 

  (nur Friedhof "Am Kreuzenstein") 
 
 g) Urnenreihengrabstätten im Urnenwald 
  mit Gedenkplatte  (§ 16a) 
  (nur Friedhof Holzhausen-Ext.) 
 h) Urnenwahlgrabstätten (§ 16) 
 i) Urnenwahlgrabstätten im 
  Rasenfeld mit Gedenkplatte (§ 16) 
  (nur Friedhof ‚Am Kreuzenstein“) 
 j) Urnenwahlgrabstätten im Urnenwald 
  mit Gedenkplatte (§ 16a) 
  (nur Friedhof Holzhausen-Ext.) 
 k) Anonyme Grabstätten  (§ 17) 
  (Friedhof "Am Kreuzenstein") 
 l) Anonyme Urnengrabstätten im 
  Urnenwald (§ 16a) 
  (nur Friedhof Holzhausen-Ext.) 
 
3. Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiederer-

werb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach be-
stimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der 
Umgebung. 

 
§ 14 Reihengrabstätten 

 
1. Reihengrabstätten werden als Einzelgrabstätten in Fel-
der oder Gruppen angelegt. Innerhalb der Felder wird nur 
der Reihe nach bestattet. In jeder Reihengrabstätte darf 
nur eine Leiche oder eine Urne beigesetzt werden. 
Es ist jedoch zulässig in einer Reihengrabstätte die Lei-
chen eines Kindes unter einem Jahr, Tot- und Fehlgebur-
ten sowie die aus einem Schwangerschaftsabbruch stam-
mende Leibesfrucht und eines Familienangehörigen (als 
Erdbestattung oder Urnenbeisetzung) oder die Leichen von 
gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren zu 
bestatten. 
 
2. Auf dem Friedhof ‚Am Kreuzenstein’ befindet sich 
ein Rasenreihengrabfeld mit Gedenkplatten. Die Grabstätte 
ist Bestandteil einer Rasenfläche, die durch die Friedhofs-
verwaltung hergerichtet, gemäht und dauerhaft unterhalten 
wird. Einfassungen, Trittplatten, Bepflanzungen u. ä. sind 
auf den Reihengrabstätten im Rasenfeld nicht zulässig.  
Die Gedenkplatte ist vom jeweiligen Nutzungsberechtigten 
auf eigene Kosten ebenerdig in den Rasen nach den all-
gemein anerkannten Regeln des Handwerks einzulassen.  
 
 

 
3. Reihengrabstätten werden eingerichtet für: 
 a) Verstorbene bis zur Vollendung des 5. Lebensjah-

res, einschließlich Tot- und Fehlgeburten  
b) Verstorbene vom vollendeten 5. Lebensjahr an 

 
4. Reihengrabstätten werden erst im Todesfall abgege-

ben. Sie werden nur für die Dauer der Ruhezeit (§ 11) 
abgegeben. Eine Verlängerung der Nutzungszeit ist 
nicht möglich. 

 
5. Für die Dauer der Ruhezeit haben die Verfügungsbe-

rechtigten das Gestaltungs- und Pflegerecht nach Maß-
gabe des Abschnitts V. Verfügungsberechtigte sind die 
Empfänger der Grabzuweisungen oder an ihrer Stelle 
die Pflegeverpflichteten. 

 
6. Über die Aufhebung oder Wiederbelegung von Reihen-

grabfeldern nach Ablauf der Ruhezeit entscheidet die 
Friedhofsverwaltung. Die beabsichtigte Aufhebung bzw. 
Wiederbelegung wird drei Monate vorher öffentlich be-
kanntgemacht. Außerdem sollen die Verfügungsberech-
tigten oder die Angehörigen des Verstorbenen, soweit 
ihre Anschrift bekannt ist, möglichst benachrichtigt wer-
den. Für das Abräumen der Grabstätten gelten die 

 §§ 24 Abs. 6 und 26 Abs. 8. 
 

§ 15 Wahlgrabstätten 
 
1. Wahlgrabstätten werden an besonderer Stelle des 

Friedhofs eingerichtet. Es werden Wahlgrabstätten mit 
einer oder mit mehreren, höchstens jedoch vier Lager-
stellen eingerichtet. Der Erwerber hat die Möglichkeit, 
die Lage der Wahlgrabstätte (ausgenommen Rasen-
grabstätten) und die Zahl der Lagerstellen zu bestim-
men. Das Bestimmungsrecht erstreckt sich nur auf die 
jeweils nächsten Grabstätten innerhalb der begonnenen 
zwei Grabreihen. Die Maße der Wahlgrabstätten setzt 
die Friedhofsverwaltung entsprechend der Örtlichkeiten 
fest. 

 Die Friedhofsverwaltung kann die Erteilung des Nut-
zungsrechts ablehnen, insbesondere wenn die Schlie-
ßung nach § 4 beabsichtigt ist. 

 
2. Auf dem Friedhof ‚Am Kreuzenstein’ befindet sich ein 

Rasenwahlgrabfeld mit Gedenkplatten. Die Grabstätte 
ist Bestandteil einer Rasenfläche, die durch die Fried-
hofsverwaltung hergerichtet, gemäht und dauerhaft un-
terhalten wird. Einfassungen, Trittplatten, Bepflanzun-
gen u. ä. sind auf den Wahlgrabstätten im Rasenfeld 
nicht zulässig. Die Gedenkplatte ist vom jeweiligen Nut-
zungsberechtigten auf eigene Kosten ebenerdig in den 
Rasen nach den allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerks einzulassen.  

 
3. Neue Nutzungsrechte an Grabstätten auf den Friedhö-

fen nach § 3 Abs. 3 und 4 können nur im Bestattungs-
fall erworben werden. Auf dem Friedhof "Am Kreuzen-
stein" werden auf Antrag Wahlgrabstätten im voraus an 
Personen ab Vollendung des 65. Lebensjahres abge-
geben, sofern die dauernde gärtnerische Pflege der 
Grabstätte nachweislich gesichert ist. Diese Grabstät-
ten sind innerhalb von sechs Wochen nach dem Erwerb 
gärtnerisch anzulegen. 
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4. Für die Wahlgrabstätten wird ein befristetes Nutzungs-

recht verliehen. Über den Erwerb des Nutzungsrechts 
wird eine Verleihungsurkunde ausgestellt. Das Nut-
zungsrecht beginnt am Tag der Beisetzung und steht 
dem Erwerber der Wahlgrabstätte zu (Verfügungsbe-
rechtigter). Dieser bestimmt, wer in der Wahlgrabstätte 
bestattet wird. 

 
5.  Das Nutzungsrecht wird für 30 Jahre verliehen. Die 

Dauer des Nutzungsrechts kann nach Maßgabe des 
Abs. 10 verlängert werden. Die Verlängerung der Nut-
zungszeit ist nur für die gesamte Wahlgrabstätte mög-
lich. 

 
6. Die Übertragung des Nutzungsrechts auf Dritte ist nur 

ausnahmsweise zulässig und bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 
7. Das Nutzungsrecht ist vererblich. Schon bei der Verlei-

hung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den Fall 
seines Ablebens aus dem in Satz 3 genannten Perso-
nenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestim-
men und ihm das Nutzungsrecht durch einen Vertrag 
übertragen, der erst im Zeitpunkt des Todes des Über-
tragenden wirksam wird. Wird bis zu seinem Ableben 
keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungs-
recht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehöri-
gen des verstorbenen Nutzungsberechtigten über: 

 a) auf denjenigen, der die Bestattungs- und Grabge-
 bühren übernommen hat, 

 b) auf den überlebenden Ehegatten, und zwar auch 
dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe 
vorhan- den sind, 

 c) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die 
eingetragene Lebenspartnerschaft, 

 d) auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder, 
 e) auf die Stiefkinder, 
 f) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung 

 ihrer Väter oder Mütter, 
 g) auf die Eltern, 
 h) auf die vollbürtigen Geschwister, 
 i) auf die Stiefgeschwister, 

j) auf die nicht unter b) bis i) fallenden Erben. 
 Innerhalb der einzelnen Gruppen wird der Älteste Nut-

zungsberechtigter. Sofern keine der vorgenannten Per-
sonen innerhalb eines Jahres nach dem Ableben des 
bisherigen Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach 
Satz 3 erklärt, erlischt das Nutzungsrecht. 

 
8. Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unver-

züglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
Die Berechtigung dazu ist nachzuweisen. Die Verlei-
hungsurkunde ist zur Umschreibung auf Verlangen vor-
zulegen. 

 
9. Auf jeder Lagerstelle dürfen nur eine Leiche oder die 

Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern un-
ter 5 Jahren beigesetzt werden. 

 Zusätzlich können bis zu zwei Tot- und Fehlgeburten 
bzw. zwei aus einem Schwangerschaftsabbruch stam-
mende Leibesfrüchte oder ein Kind unter einem Jahr 
oder eine Urne beigesetzt werden. Auf jeder nicht mit 
einer Leiche belegten Lagerstelle können bis zu zwei 
Urnen beisetzt werden. 

 
 
 
 

 
10. Das Nutzungsrecht kann nach Ablauf der Nutzungszeit 

einmalig für mindestens 10 Jahre neu erworben wer-
den. Es ist entsprechend zu verlängern, wenn durch ei-
ne Bestattung die gesetzliche Ruhezeit über die Nut-
zungszeit hinausgeht. Für die Verlängerung ist die je-
weilige volle Erwerbsgebühr je Jahr und Lagerstelle zu 
zahlen. 

 
11. Über die Wiederbelegung einer Lagerstelle in einer 

Wahlgrabstätte nach Ablauf der Ruhezeit entscheidet 
die Friedhofsverwaltung. 

 
12. Für die Dauer des Nutzungsrechts haben die Verfü-

gungsberechtigten das Gestaltungs- und Pflegerecht 
nach Maßgabe des Abschnitt V. 

 
13. Das Nutzungsrecht an unbelegten Lagerstellen kann 

ohne Entschädigung entzogen werden, wenn die Fried-
hofsverwaltung die Wahlgrabstätte nach Maßgabe des 
§ 28 einebnet oder eingeebnet hat. Die Einziehung ist 
dem Verfügungsberechtigten schriftlich mitzuteilen o-
der, wenn dessen Anschrift nicht bekannt ist, öffentlich 
bekanntzumachen. 

 
14. Die beabsichtigte Aufhebung von Wahlgrabstätten nach 

Ablauf der Nutzungszeit wird drei Monate vorher öffent-
lich bekanntgemacht. Außerdem sollen die Verfügungs-
berechtigten oder die Angehörigen, soweit deren An-
schriften bekannt sind, möglichst benachrichtigt wer-
den. Für das Abräumen der Grabstätten gelten die §§ 
24 Abs. 6 und 26 Abs. 8. 

 
§ 16 Aschenbeisetzungen 

 
1. Aschen dürfen beigesetzt werden in 

a)  Urnenreihengrabstätten, 
b)  Urnenreihengrabstätten im Rasenfeld mit  
 Gedenkplatte 

 c) Urnenwahlgrabstätten, 
d) Urnenwahlgrabstätten im Rasenfeld mit 
 Gedenkplatte 
e) Grabstätten für Erdbestattungen. 

 
2. Urnenreihengrabstätten werden als Einzelgrabstätten in 

Felder oder Gruppen angelegt. Innerhalb der Felder 
wird nur der Reihe nach bestattet. In jeder Urnenrei-
hengrabstätte darf nur eine Urne beigesetzt werden. 

 
 Die Grabstätte beträgt für Urnenreihengrabstätten auf 

dem Friedhof "Am Kreuzenstein" 0,75 x 0,75 m und ist 
auf den übrigen Friedhöfen anlagebedingt unterschied-
lich. 

 
 Urnenreihengrabstätten werden erst im Todesfall verge-

ben. Sie werden nur für die Dauer der Ruhezeit (§ 11) 
abgegeben. Eine Verlängerung der Nutzungszeit ist 
nicht möglich. 
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 Auf dem Friedhof ‚Am Kreuzenstein’ befinden sich Ra-

sengrabfelder  für Urnenreihengräber und Ur-
nenwahlgräber mit Gedenkplatten. Die Grabstätte ist 
Bestandteil einer Rasenfläche, die durch die Fried-
hofsverwaltung hergerichtet, gemäht und dauerhaft un-
terhalten wird. Einfassungen, Trittplatten, Be-
pflanzungen u. ä. sind auf den Wahlgrabstätten im Ra-
senfeld nicht zulässig. Die Gedenkplatte ist vom jeweili-
gen Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten ebenerdig 
in den Rasen nach den allgemein anerkannten Regeln 
des Handwerks einzulassen.  

 
 Für Urnenreihengrabstätten gelten die Vorschriften des 
 § 14 Abs. 5 und 6 entsprechend. 
 
3. Für die Urnenwahlgrabstätten gelten die Vorschriften 

entsprechend denen der Wahlgrabstätten (§ 15). Aus-
nahme: Das Nutzungsrecht wird für 20 Jahre verliehen. 

 
§ 16a Urnenwaldgräber und 
anonyme Urnenwaldgräber 

 
1. Die Urnenbeisetzung erfolgt in einem bewaldeten Teil 

des Friedhofs Holzhausen-Externsteine. Die Bestat-
tungsfläche bleibt weitgehend in ihrem naturnahen Cha-
rakter belassen. Zur Beisetzung der Aschen sind Über-
urnen ausgeschlossen. 

 
2. Aschen dürfen beigesetzt werden in 
 
 a) Urnenreihengrabstätten im Wald mit Gedenkplatte 
 b) Urnenwahlgrabstätten im Wald mit Gedenkplatte 
 c) anonyme Urnenreihengräber im Wald 
 
3. Die Grabgröße beträgt für alle Urnengrabstätten im Ur-

nenwald 0,5 x 0,5 m. 
 

§ 17 Anonyme Grabstätten 
 
1. Auf dem Friedhof ‚Am Kreuzenstein’ befindet sich im 

unteren Teil der Abteilung F ein Grabfeld zur Durchfüh-
rung von anonymen Bestattungen. 

 
2. Die Bestattung erfolgt ohne Angehörige durch die 

Friedhofsverwaltung. Die Position der Urne/des Sarges 
wird lediglich in den Akten der Friedhofsverwaltung fest-
gehalten. 

 
3. Das Begehen der Bestattungsfläche, eine gärtnerische 

Ausgestaltung sowie das Aufstellen eines Gedenkzei-
chens sind nicht gestattet. 

 
4. Die Gestaltung und Pflege der Anlage erfolgt durch die 

Friedhofsverwaltung. 
 

5. Eine Umbettung aus dem anonymen Grab-
feld ist möglich. Hierfür gelten die Vorschrif-
ten des § 12. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 18 Gräber alter Rechte 

 
1. Für die bis zum 26.07.1971 erworbenen sogenannten 

Erbgräber, Wahlgräber und Reihengräber bleibt es bei 
den in § 15 der Satzung für die kommunalen Friedhöfe 
der Stadt Horn-Bad  Meinberg vom 16.07.1971 getroffe-
nen Regelungen, soweit nicht nachfolgend andere Be-
stimmungen getroffen werden. 

 
2. Für die in der Zeit vom 27.07.1971 bis zum Inkrafttreten 

der Satzung vom 16.05.1983 erworbenen Gräber ver-
bleibt es bei den satzungsgemäß erworbenen Rechten 
(Nutzungszeit für in der Zeit vom 27.07.1971 bis 
10.04.1981 erworbene Wahlgrabstätten 40 Jahre und 
für die in der Zeit ab 11.04.1981 erworbenen Wahlgrab-
stätten 30 Jahre). 

 
3. Die Nutzungszeiten der bis zum 26.07.1971 erworbe-

nen Wahlgrabstätten auf den Friedhöfen in den Stadt-
teilen Holzhausen-Externsteine und Belle werden mit 
dem Inkrafttreten dieser Satzung -soweit sie im Einzel-
fall nicht schon nach altem Recht früher enden- auf 
vierzig Jahre, beginnend vom Zeitpunkt der ersten Be-
stattung, begrenzt. Die Verlängerung des Nutzungs-
rechts erfolgt gemäß § 15 Abs. 10. 

 
4. Rechte auf Zuweisung von Reihengrabstätten oder von 

Reihengräbern mit anschließender Grabstelle nach der 
Ortssatzung der Gemeinde Belle vom 07.03.1930 wer-
den, soweit sie nicht erfüllt oder durch die Friedhofsord-
nung der Gemeinde Belle vom 07.01.1938 und die Ge-
bührenordnung zur Friedhofsordnung der Gemeinde 
Belle vom 14.03.1956 für gegenstandslos erklärt sind, 
entschädigungslos aufgehoben. 

 
V. Gestaltung der Grabstätten 

 
§ 19 Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz 

 
1. Jede Grabstätte ist -unbeschadet der besonderen An-

forderungen dieses Abschnitts- so zu gestalten und an 
die Umgebung anzupassen, dass der Charakter des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Ge-
samtanlage gewahrt wird. 

 
2. Es wird empfohlen, sich vor Anlegung der Grabstätte 
durch die Friedhofsverwaltung beraten zu lassen. 
 
3. Der Baumbestand auf den Friedhöfen hat für die Ges-
taltung große Bedeutung und steht daher unter besonde-
rem Schutz. 
 

§ 20 Wahlmöglichkeit 
 
1. Für Wahlgrabstätten werden Abteilungen ohne und Ab-

teilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften ein-
gerichtet. 

 
2. Als Abteilung mit besonderen Gestaltungsvorschriften 

werden eingerichtet: 
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 a)  auf dem Friedhof "Am Kreuzenstein" die Abteilun-

gen B, C und E deren Lage und Umfang aus dem 
dieser Satzung beigefügten Plan 1 zu ersehen sind. 

 b)  auf dem neuen Friedhof im Stadtteil Belle alle Abtei-
lungen für Wahlgrabstätten auf dem neuen Teil des 
Friedhofs, dessen Lage und Umfang aus dieser Sat-
zung beigefügten Plan 2 zu ersehen sind. 

 
3. Soweit auf den Friedhöfen die Möglichkeit besteht, eine 

Wahlgrabstätte in einer Abteilung mit oder einer Abtei-
lung ohne besondere Gestaltungsvorschriften zu wäh-
len, und von dieser Wahlmöglichkeit nicht bis 36 Stun-
den vor der Beisetzung Gebrauch gemacht wird, erfolgt 
die Beisetzung in einer Abteilung ohne besondere Ges-
taltungsvorschriften. 

 
a) Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Bauteile 
 

§ 21 Zustimmungspflicht 
 
1. Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen, 

provisorischen Grabzeichen, Grabeinfassungen und 
sonstigen Bauteilen ist nur mit schriftlicher Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung zulässig. Die Zustimmung zur 
Errichtung von provisorischen Grabzeichen kann be-
fristet werden. 

 
2. Die Zustimmung ist rechtzeitig vor Ausführung der Ar-

beiten schriftlich auf dem vorgeschriebenen Formular 
mit einer Zeichnung im Maßstab 1 : 10 in zweifacher 
Ausfertigung zu beantragen. Der Antrag ist von dem 
Verfügungsberechtigten und dem Ausführenden zu un-
terzeichnen. Aus dem Antrag und der Zeichnung müs-
sen alle Einzelheiten wie Material, Bearbeitung, Schrift-
art, Schriftverteilung, Ornamente, Maße, Fundamentie-
rung usw. ersichtlich sein. 

 
3. Auf Verlangen sind der Friedhofsverwaltung Zeichnun-

gen in größerem Maßstab, Werkstein- bzw. Materialpro-
ben oder Modelle vorzulegen. 

 
4. Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen 
Bauteilen ist der Friedhofsverwaltung auf Verlangen der 
genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen. 
 
5. Ohne die erforderliche Zustimmung errichtete oder in 
ihrer Ausführung von der Zustimmung abweichende Grab-
male, provisorische Grabzeichen oder sonstige Bauteile 
kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Verfügungs-
berechtigten oder der Person entfernen, die die Errichtung 
vorgenommen oder veranlasst hat. 
 

§ 22 Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
 
1. Es dürfen nur Grabmale aus Stein, Holz, Schmiedeei-

sen und Bronze errichtet werden. 
 
2. Die Mindeststärke der Grabmale aus Stein beträgt ab 

0,40 m - 0,90 m Höhe 0,12 m; ab 0,90 m - 1,20 m Höhe 
0,14 m, ab 1,20 m - 1,50 m 0,16 m und ab 1,50 m Höhe 
0,18 m. 

 
 Die Mindeststärke für liegende Grabmale beträgt 

0,08 m. 
 
 
 
 

 
Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforde-
rungen verlangen, wenn dies aus Gründen der Standsi-
cherheit erforderlich ist. 

 
3. Auf Reihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten, 1-

stelligen Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten im 
Rasenfeld sind nur liegende Grabmale in den Maßen 
50 x 50 cm zugelassen. Auf mehrstelligen Wahlgrab- 
und Urnenwahlgrabstätten im Rasenfeld sind liegende 
Grabmale bis zu 100 x 50 cm zugelassen. 

 
3a. Auf den Urnengrabstätten im Urnenwald sind mit Aus-

nahme der anonymen Urnengräber nur liegende Grab-
male zugelassen. Für Urnenreihengrabstätten und Ur-
nenwahlgrabstätten für 1 Urne im Urnenwald sind 
Grabmale mit den Maßen 40 x 30 cm und für Urnen-
wahlgrabstätten für 2 bis 4 Urnen im Urnenwald Grab-
male mit den Maßen 60 x 40 cm vorgeschrieben. Die 
Grabmale sind aus Sandsteinen in gelblicher, gräulicher 
oder grünlicher Farbgebung mit naturnaher Oberfläche 
(nicht poliert) erstellt und dürfen nur über die Stadt 
Horn-Bad Meinberg bezogen werden, um ein einheitli-
ches und harmonisches Bild im Urnenwald zu errei-
chen. Die Schrift auf dem Grabmal darf nur eingemei-
ßelt werden. Farbe oder Metallschriften sind nicht er-
laubt. 

 
4. Auf Wahlgrabstätten mit mehreren Lagerstellen darf nur 

ein stehendes Grabmal errichtet werden. Statt dessen 
dürfen liegende Grabmale für jede Lagerstelle verwen-
det werden. Ausnahmsweise darf bei einer zusätzlichen 
Beisetzung gemäß § 15 Abs. 9 und 11 auf einer Grab-
stätte ein liegendes Grabmal entsprechend Abs. 2 zu-
sätzlich errichtet werden. 

  
5. Grabmale dürfen keine Inschriften, Ornamente und 

Symbole tragen, die der Würde des Friedhofs nicht ent-
sprechen. Dazu gehören auch Bestandteile aus Porzel-
lan, Glas, Emaille und Kunststoff. 

 
6. Stehende Grabmale sind am Kopfende auf der Grab-

stätte zu errichten. 
 
7. Firmenbezeichnungen an Grabmalen dürfen nur unauf-

fällig und nicht auf der Vorderseite angebracht werden. 
 
8. Feste Grabeinfassungen dürfen nur aus Stein (Natur- 

oder Kunststein) errichtet werden. Sie sind in Material 
und Ausführung an die Umgebung anzupassen. Sie 
müssen in der Regel eine Stärke von 4 bis 6 cm haben 
und dürfen eine Höhe von 10 cm über dem Erdreich 
nicht überschreiten, sofern nicht zur Anpassung an die 
in der Umgebung vorhandenen Grabeinfassungen oder 
aus geländebedingten Gründen ein Abweichen von die-
sen Maßen erforderlich ist. 

 
9. Eine vollständige Abdeckung bzw. Versiegelung einer 

Grabstätte für Erdbestattungen mit einer Grabplatte darf 
nicht erfolgen. In der Regel sollen nicht mehr als zwei 
Drittel der Grabstätte durch eine Grabplatte aus Stein 
abgedeckt sein. Andere Materialien zur Grababdeckung 
dürfen nicht verwandt werden (z. B. Metalle, Kunststoff-
folien o. ä.). 
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10. Die Friedhofsverwaltung kann im Einzelfall Ausnahmen 

von den Gestaltungsvorschriften nach Nr. 1 - 4 zulas-
sen, soweit der Zweck und die Würde des Friedhofes, 
das Gesamtbild der Anlage und die Sicherheit dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

 
§ 23 Besondere Gestaltungsvorschriften 

 
1. Grabmale in Abteilungen mit besonderen Gestaltungs-

vorschriften unterliegen neben den Vorschriften des § 
22 in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an 
die Umgebung erhöhten Anforderungen. 

 
2. Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vor-

schriften einzuhalten: 
 a) Stehende Grabmale müssen höher als breit sein. 
 b) Bei Grabmalen aus Stein 
  aa) darf nur Naturstein verwendet werden, 
   bb) sind alle Seiten gleichmäßig zu bearbeiten, 
  cc) muss das Grabmal aus einem Stück hergestellt 

  werden und darf keinen Sockel haben, 
  dd) dürfen Flächen keine Umrandung haben, 
 c) Bei Grabmalen aus Holz 
  aa) ist gut abgelagertes und gegen   

  Witterungseinflüsse unempfindliches Holz zu 
  verwenden, 

  bb) ist die Oberfläche des Holzes einheitlich zu 
  behandeln, 

  cc) muss die Oberfläche die Merkmale einer  
  Endfertigung tragen, 

  dd) darf die Oberfläche nicht mit Farbe oder Lack 
  gestrichen werden, Imprägnierungsmittel  
  jedoch verwendet werden. 

 d) Grabmale aus Metall sind nur bei guter handwerkli-
cher bzw. künstlerischer Form und Arbeit zugelas-
sen. 

 e) Grababdeckende Platten sind nicht zulässig. 
 f) Inschriften, Ornamente und Symbole 
  aa) dürfen nur aus demselben Material wie dem 

  des Grabmals oder aus Metall bestehen, 
  bb) sind erhaben oder vertieft auszuführen, 
  cc) dürfen nicht mit Farbe, Gold, Silber oder  

  anderen Materialien ausgemalt oder ausgelegt 
  werden. 

 
3. Auf Wahlgrabstätten für Erdbestattungen dürfen Grab-

male eine Höhe von 1,20 m und eine Breite vom 1,15 m 
nicht überschreiten. 

 
4.  In Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften 

dürfen keine festen Grabeinfassungen errichtet werden. 
 
5. Soweit es die Friedhofsverwaltung unter Beachtung des 
 § 19 für vertretbar hält, kann sie Ausnahmen von den 

Vorschriften der Abs. 1 bis 4 und auch sonstige bauli-
che Anlagen als Ausnahme im Einzelfall zulassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 24 Fundamentierung, Befestigung, Unterhaltung und 

Entfernung der Grabstätten 
 
1. Die Grabmale, Grabeinfassungen und sonstigen bauli-

chen Anlagen sind entsprechend ihrer Größe und der 
Bodenbeschaffenheit des Standortes nach den allge-
mein anerkannten Regeln des Handwerks (Richtlinien 
für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenk-
mälern und Einfassungen für Grabstätten des Bundes-
innungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- 
und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen 
Fassung) zu fundamentieren und so zu befestigen, 
dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim Öff-
nen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. 

 
2. Die Grabmale, Grabeinfassungen und sonstigen bauli-

chen Anlagen sind dauernd in gutem und verkehrssi-
cherem Zustand zu halten. Verantwortlich dafür ist der 
Verfügungsberechtigte. Zur Pflege sind nur Mittel zuge-
lassen, die keine schädlichen Einflüsse auf die Umwelt 
ausüben. 

 
3. Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, Grabein-

fassungen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 
davon gefährdet oder weisen diese wesentliche Ver-
fallserscheinungen auf, sind die Verfügungsberechtig-
ten verpflichtet, den vorschriftsgemäßen Zustand un-
verzüglich wiederherzustellen. Bei Gefahr im Verzuge 
kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Verfü-
gungsberechtigten die notwendigen Sicherungsmaß-
nahmen (z. B. Hinlegen der Grabma-
le/Grabeinfassungen und Absperrungen) durchführen. 
Wird der vorschriftsmäßige Zustand trotz schriftlicher 
Aufforderung nicht innerhalb einer jeweils angemesse-
nen festzusetzenden Frist hergestellt, so ist die Fried-
hofsverwaltung berechtigt, auf Kosten des Verfügungs-
berechtigten den vorschriftsmäßigen Zustand wieder 
herzustellen oder das Grabmal, die Grabeinfassung 
oder die sonstige bauliche Anlage oder die Teile davon 
zu entfernen. Zur Aufbewahrung der entfernten Teile ist 
die Friedhofsverwaltung nicht verpflichtet. Ist der Verfü-
gungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weite-
res zu ermitteln, so genügt als schriftliche Aufforderung 
ein für die Dauer eines Monats an der Grabstätte ange-
brachter schriftlicher Hinweis. 

 
4. Die Verfügungsberechtigten sind für alle Schäden haft-

bar, die durch den ordnungswidrigen Zustand der Grab-
stelle einschließlich der Grabmale, Grabeinfassungen 
und sonstigen baulichen Anlagen verursacht werden. 

 
5. Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige bauliche 

Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nut-
zungszeit nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung von der Grabstätte entfernt 
werden. 
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6. Nach Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit werden die 

Grabmale, Grabeinfassungen und die sonstigen Bau-
teile von der Friedhofsverwaltung entfernt. Diese wer-
den den Nutzungsberechtigten auf Wunsch abgegeben. 
Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, Grabstei-
ne oder sonstige Bauteile zu verwahren. Die Kosten für 
die Einebnung hat der jeweilige Nutzungsberechtigte zu 
zahlen (ausgenommen Rasengrabstätten und Grabstät-
ten im Urnenwald). Die Kosten unterscheiden sich nach 
Einebnung und Abräumung vor und nach Ablauf der 
Ruhezeit und richten sich nach der geltenden Gebüh-
rensatzung. 

 
§ 25 Ausmauern der Grabstätten 

 
Grabstätten dürfen nicht ausgemauert werden. Vorhande-
ne gemauerte Gruften sind vor Belegung bzw. Wiederbele-
gung zu beseitigen, wenn nicht zwingende Gründe dage-
gensprechen. 
 
b) Gärtnerische Gestaltung und Pflege der Grabstätten 
 

§ 26 Allgemeine Vorschriften 
 
1. Die Grabstätten sind unter der Verantwortung des Ver-

fügungsberechtigten gärtnerisch anzulegen und laufend 
zu unterhalten (pflegen).  

 
2. Die gärtnerische Anlegung der Grabstätten ist spätes-

tens bis zum Ablauf von sechs Monaten nach der Be-
stattung durchzuführen. 

 
3. Wahlgrabstätten sind in ihrer ganzen Größe, Reihen-

grabstätten in Größe des Grabhügels bzw. des Grab-
beetes gärtnerisch anzulegen. 

 
4. Die Bepflanzung der Grabstätten und die Form der 

Grabhügel bzw. Grabbeete sind den Nachbargräbern 
anzupassen. Grabhügel dürfen nicht höher als 12 cm 
sein. 

 
 Grabhügel bzw. Grabbeete sind, soweit keine festen 

Grabeinfassungen errichtet sind, an den Kanten mit 
polsterbildenden oder kriechenden Pflanzen dicht de-
ckend zu bepflanzen oder mit Plattenbelegen abzugren-
zen. Auf Wunsch ist die Anlegung des Plattenbelages 
sowie das Auffüllen von Gräbern durch die Friedhofs-
verwaltung gegen entsprechende Kostenerstattung 
möglich. Hecken sind nicht zulässig. 
 

5. Die Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt wer-
den, die andere Grabstätten und die öffentlichen Anla-
gen und Wege nicht beeinträchtigen. Störende Pflanzen 
sind auf Anordnung der Friedhofsverwaltung zu entfer-
nen. Kommen die Verfügungsberechtigten der Anord-
nung nicht nach, so kann die Friedhofsverwaltung die 
betreffenden Pflanzen auf deren Kosten entfernen. Im 
übrigen ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, nach 
vorheriger erfolgloser Aufforderung den Schnitt stark 
wuchernder Pflanzen und die Entfernung absterbender 
Bäume und Sträucher auf Kosten der Verfügungsbe-
rechtigten durchzuführen. 

 
 
 
 
 
 

 
6. Das Bestreuen der Grabstätten mit Kies sowie das Auf-

stellen unwürdiger Gefäße (Konservendosen u. ä.) zur 
Aufnahme von Blumen ist nicht zulässig. Verwelkte 
Kränze und Blumen sind unverzüglich zu entfernen. 

 
7. Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbe-

kämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist verboten. 
 
8. Nach Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit ist die Be-

pflanzung der Grabstätten von den Verfügungsbe-
rechtigten abzuräumen. Geschieht das innerhalb von 
drei Monaten nach Veröffentlichung der Bekanntma-
chung über die Aufhebung und Wiederbelegung des 
Grabfeldes bzw. der Grabstätte (§ 14 Abs. 6 und § 15 
Abs. 14) nicht, so gehen die Pflanzen in das Eigentum 
der Stadt über. 

 
9. Ausnahmen von den Gestaltungsvorschriften kann die 

Friedhofsverwaltung nur im Rahmen der Anpassung an 
die Nachbargräber zulassen. 

 
Von den Regelungen 1 – 9 ausgenommen sind Rasen-
grabstätten und alle Grabstätten im Urnenwald. 
 
§ 27 Besondere Vorschriften für die gärtnerische Ges-

taltung 
 

1. In Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
sind die Grabhügel- bzw. Beetflächen mit polsterbilden-
den oder kriechenden Pflanzen dicht deckend zu be-
pflanzen. Ein Teil der Hügel- bzw. Beetfläche, die eine 
Größe von 1 qm nicht überschreiten darf, kann zum 
Zwecke der Wechselbepflanzung von der deckenden 
Dauerbegrünung freigehalten und nach Wunsch mit 
Blumen bepflanzt werden. Auf einer Fläche von bis zu 
25 % der Hügel- bzw. Beetfläche kann vorwiegend im 
hinteren Bereich eine höhenabgestufte Rahmenbe-
pflanzung mit raumbildenden Gehölzen angelegt wer-
den, die nicht höher als 1,50 m werden dürfen. Die 
Verwendung von Pflanzennachbildungen aus Kunststoff 
sowie von Grabgebinden aus künstlichen Werkstoffen 
ist nicht gestattet. Auf der Grabstätte darf eine recht-
winklige Schrittplatte aus Naturstein mit einer Größe bis 
zu 0,20 qm verlegt werden. 

 
2. Auf dem Friedhof "Am Kreuzenstein" sowie auf dem 

Friedhof Belle (neuer Teil) ist die Anlegung von Grabhü-
geln nicht zulässig. Die Grabflächen sind seitlich und im 
vorderen Bereich mit einem ebenerdigen Plattenrand 
auszugestalten. Der seitliche Plattenrand wird je zur 
Hälfte auf den aneinandergrenzenden Grabstätten ver-
legt. Die Anlegung des Plattenrandes ist durch die 
Friedhofsverwaltung ausführen zu lassen, die auch das 
Material, die Maße und die Ausführung einheitlich be-
stimmt. 

 
§ 28 Vernachlässigung der Grabpflege 

 
1. Wird eine Grabstätte nicht innerhalb der vorgeschriebe-

nen Frist ordnungsgemäß gärtnerisch angelegt oder 
nicht bis zum Ablauf der Ruhe- bzw. Nutzungszeit lau-
fend unterhalten, so kann die Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte nach erfolgloser Aufforderung zur Anlegung 
bzw. Pflege auf Kosten des Verfügungsberechtigten 
einebnen. Die abgeräumten Grabmale, sonstigen Bau-
teile oder Pflanzen gehen in diesem Fall in das Eigen-
tum der Stadt über. 
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2. Die Aufforderung zur Anlegung bzw. Pflege der Grab-
stätten ist schriftlich unter Fristsetzung an den Verfügungs-
berechtigten zu richten. Ist der Verfügungsberechtigte nicht 
bekannt, oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt die 
öffentliche Bekanntmachung der Aufforderung sowie die 
Anbringung eines entsprechenden Hinweises an der Grab-
stätte für die Dauer eines Monats. 
 

VI. Leichenhallen und Trauerfeiern 
 

§ 29 Benutzung der Leichenhalle 
 
Die Leichenhalle bzw. Leichenkammer dient der Aufnahme 
der Leichen bis zur Bestattung bzw. Überführung. Die Lei-
chen sind bis spätestens 24 Stunden vor der Trauerfeier 
bzw. Bestattung in die Leichenhalle des dafür bestimmten 
Friedhofs zu überführen. Ausnahmen sind in begründeten 
Fällen mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung möglich. 
 
Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken 
bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen wäh-
rend der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spä-
testens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder 
Beisetzung endgültig zu schließen. 
§ 30 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 
Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankhei-
ten Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der 
Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räu-
men und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich 
der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes. 
 
§ 30 Trauerfeier 
 
Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum 
(Friedhofskapelle), am Grab oder an einer anderen im 
Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 
Sie müssen dem Charakter oder der Würde des Ortes ent-
sprechen. 
 
Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche Ordnungs-
behörde gestatten, dass während der Trauerfeier der Sarg 
geöffnet wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden, 
wenn der oder die Verstorbene an einer ansteckenden ü-
bertragbaren Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz 
gelitten, die Leichenverwesung bereits begonnen hat oder 
die Ausstellung der Leiche der Tortenwürde oder dem Pie-
tätempfinden der an der Trauerfeier Teilnehmenden wider-
sprechen würde. 
 
Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt wer-
den, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen über-
tragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 
Zustandes der Leiche bestehen. 
 
Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den Friedhö-
fen bedarf der vorherigen Anmeldung bei der Friedhofsver-
waltung. Die Auswahl der Musiker und der Darbietung 
muss gewährleisten, dass ein würdiger Rahmen gewahrt 
bleibt. 
 
Die Trauerfeier soll in der Regel nicht länger als 45 Minuten 
dauern. Ist ausnahmsweise eine längere Feier vorgesehen, 
so ist dies schon bei der Anmeldung der Friedhofsverwal-
tung mitzuteilen. 
 
 
 

 
Die Ausschmückung der Friedhofshalle und gegebenen-
falls der Leichenhalle veranlassen die Angehörigen des 
Verstorbenen. Die Friedhofsverwaltung stellt in verschie-
denen Kapellen für Trauerfeiern ein Musikinstrument zur 
Verfügung. 
 

VII. Schlußbestimmungen 
 

§ 31 Haftung 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg haftet nicht für Schäden, die 
durch die nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, 
ihrer Anlagen und ihrer Einrichtungen, durch dritte Perso-
nen oder durch Tiere verursacht werden. Ihr obliegen keine 
besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im übri-
gen haftet die Stadt nur bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit. 
Die Vorschriften über Amtshaftung bleiben unberührt. 
 

§ 32 Gebührenerhebung 
 
Für die Benutzung der von der Stadt verwalteten Friedhöfe 
und ihrer Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils 
geltenden Gebührensatzung für die kommunalen Friedhöfe 
der Stadt Horn-Bad Meinberg zu entrichten. 
 

§ 33 Ordnungswidrigkeiten 
 
1. Ordnungswidrig handelt, wer 
 
 a) sich als Besucher entgegen § 6 Abs. 1 nicht ruhig 

 und der Würde des Ortes entsprechend verhält oder 
 Anordnungen der Friedhofsverwaltung nicht Folge 
 leistet, 

 
 b) die Verhaltensregeln des § 6 Abs. 3 missachtet, 
 
 c) entgegen § 6 Abs. 4 Totengedenkfeiern ohne An-

meldung (14 Tage vorher) bei der Friedhofsverwal-
tung durchführt, 

 
d) als Gewerbetreibender entgegen § 7 ohne vorheri-

ge Zulassung tätig wird, außerhalb der festgesetz-
ten Zeiten Arbeiten durchführt oder Werkzeuge o-
der Materialien unzulässig lagert, 

 
 e) eine Bestattung entgegen § 8 Abs. 1 der Friedhofs-

verwaltung nicht anzeigt, 
 
 f) entgegen § 21 Abs. 1 und 2, § 24 Abs. 5 ohne 

 vorherige Zustimmung Grabmale oder bauliche 
 Anlagen errichtet, verändert oder entfernt, 

 
 g) Grabmale entgegen § 24 Abs. 1 nicht fachgerecht 

 befestigt und fundamentiert oder entgegen § 24 
 Abs. 2 nicht in verkehrssicherem Zustand erhält, 

 
 h) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunst-

 stoffe, entgegen § 6 Nr. 3 d) und i) verwendet oder 
 so beschaffenes Zubehör oder sonstigen Abraum 
 oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in den 
 bereitgestellten Behältern entsorgt, 

 
 i) Grabstätten entgegen § 28 vernachlässigt. 
 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 

bis zu 1.000 EURO geahndet werden.  
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§ 34 Inkrafttreten 

 
Diese Friedhofssatzung tritt einen Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für die 
kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
19.07.2007 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung für die kommunalen Friedhöfe 
der Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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322 Gebührensatzung für die kommunalen Friedhöfe 

der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 22.07.2011 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) und 
der §§ 1,2,4,5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV 
NW S. 712) in der jeweils zur Zeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 
21.07.2011 folgende Gebührensatzung für die kommuna-
len Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg beschlossen: 
 

§ 1 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Stadt 
Horn-Bad Meinberg und deren Einrichtungen sowie für die 
Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen der Friedhofs-
verwaltung werden folgende Gebühren erhoben: 
 

Gebührenverzeichnis 
 
A. Benutzungsgebühren und Erwerb von Nutzungsrechten 
 
1. Benutzung von 
 Reihengrabstätten 
a) für Erwachsene   895,00 
b) für Kinder    270,50 
c) für Urnen 
 (Grabfeld für Erdbe- 
 stattungen)   895,00 
d) für Urnen 
 (Grabfeld für Urnen)   495,00 
e) im Rasenfeld mit Gedenkplatte 
 Särge:    995,00 
 Urnen    595,00 
f) im Grabfeld für 
 anonyme 
 Bestattungen:  
 Särge:    995,00 
 Urnen:    595,00 
g) im Urnenwald 
 Urnen namensbezogen   895,00 
 Urnen anonym   895,00 
 
2. Erwerb von Nutzungs- 
 rechten an Wahlgrab- 
 stätten 
 
a) für Erdbestattungen 
 je Jahr und Lagerstelle   45,50 
b) für Erdbestattungen 
 im Rasenfeld mit Gedenkplatte 
 je Jahr und Lagerstelle   50,50 
c) für Urnen 
 je Jahr und Lagerstelle 
 (Grabfeld für Erdbest.)   45,50 
d) für Urnen 
 je Jahr und Lagerstelle 
 (Grabfeld für Erdbest. im  
 Rasenfeld mit Gedenkplatte)   50,50 
e) für Urnen 
 je Jahr und Lagerstelle 
 (Grabfeld für Urnen)   33,00 
 
 
 
 

 
f) für Urnen 
 je Jahr und Lagerstelle 
 (Grabfeld für Urnen im  
 Rasenfeld mit Gedenkplatte)   38,00 
g) für Urnen 
 je Jahr und Lagerstelle 
 (im Urnenwald)   55,00 
 
3. Für die Verlängerung des Nutzungsrechts an Wahlgrab-

stätten ist die jeweilige volle Erwerbsgebühr nach Ziffer 
A 2. je Jahr und Lagerstelle zu zahlen, wenn 

 
a) durch die Belegung einer Lagerstelle anlässlich einer 

Folgebelegung, Doppelbelegung oder Wiederbelegung 
aufgrund der satzungsgemäßen Ruhefrist für diese Be-
legung die Nutzungsdauer an der Grabstätte überschrit-
ten wird, auch wenn die Lagerstelle noch nicht belegt 
war 

 
b) das Nutzungsrecht auf Antrag der Nutzungsberechtig-

ten aus sonstigen Gründen verlängert wird. 
 
4. Für die mehrfache Inanspruchnahme der Lagerstellen 

in Reihengrabstätten und Wahlgrabstätten durch die 
Beisetzung der Leiche eines Kindes unter einem Jahr, 
Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem Schwan-
ger-schaftsabbruch stammende Leibesfrucht und Urnen 
ist zusätzlich zu den Gebühren für den Erwerb bzw. die 
Verlängerung der Nutzungsrechte zu zahlen: 

 
a) in Reihengrabstätten: 
 bei Kinderleichen, 
 Tot- und Fehlgeburten, 
 aus einem Schwangerschafts- 
 abbruch stammende Leibes- 
 frucht    185,50 
 bei Urnen     185,50 
 
b) in Wahlgrabstätten:  
 bei Kinderleichen, 
 Tot- und Fehlgeburten, 
 aus einem Schwangerschafts- 
 abbruch stammende Leibes- 
 frucht    371,00 
 bei Urnen    371,00 
 
B. Bestattungsgebühren 
 
1. Bereich: Trauerfeier in der Friedhofskapelle (einschl.  
  Benutzung der Leichenkammer, der Orgel, des 

Glockenturms) 
 
a) Friedhof „Am Kreuzenstein“ 
 und 
 Friedhof  
 „Steinheimer Straße“   355,00 
b) Übrige Friedhöfe   280,00 
  
Ausnahmen: 
 
- wird der Feierraum nicht 
 benutzt, verringert sich 
 der Betrag „Am Kreuzen- 
 stein“ und in der „Stein- 
 heimer Straße“ um    219,00 
 Übrige Friedhöfe   173,00 
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- wird die Leichenkammer 
 nicht benutzt, verringert 
 sich der Betrag 
 „Am Kreuzenstein“ und  
 in der „Steinheimer 
 Straße“ um    105,00 
 Übrige Friedhöfe   85,00 
 
- wird die Orgel/das Harmo- 
 nium nicht benutzt, verrin- 
 gert sich der Betrag „Am 
 Kreuzenstein“ und in der 
 „Steinheimer Straße“ um   31,00 
 Übrige Friedhöfe   22,00 
 
- wird der Kühlraum  
 „Am Kreuzenstein“ oder 
 eine Kühlvitrine 
 „Am Kreuzenstein“ oder  
 in der „Steinheimer Straße“ 
 benutzt, erhöht sich der 
 Betrag pro Benutzungstag 
 um     30,00 
 
Friedhof „Am Kreuzenstein“ 
und „Steinheimer Straße“ 
Nutzung des Vorraums   60,00 
 
2. Bereich: Gebühren für 
 die Beisetzung (einschl. 
 Öffnen und Verfüllen des 
 Grabes, Aufbringen von 
 Kränzen und Schalen, 
 Verwaltungsgebühren) 
  
   
a) Reihengrab für 
 Erwachsene   560,00 
b) Reihengrab im Rasenfeld 
 mit Gedenkplatte   560,00 
c) Reihengrab 
 (anonymes Grabfeld)   560,00 
d) Kindergrab   230,00 
e) Urnengrab   207,00 
f) Urnengrab im Rasenfeld 
 mit Gedenkplatte   207,00 
g) Urnengrab im Urnenwald   207,00 
h) Urnengrab 
 (anonymes Grabfeld)   207,00 
i) Urnengrab im Urnenwald 
 (anonymes Grabfeld)   207,00 
j) Wahlgrab   560,00 
k) Wahlgrab im Rasenfeld 
 mit Gedenkplatte   560,00 
 
3. Besondere Zuschläge: 
 
a) Zuschlag, wenn die 
 Trauerfeier auf Veranlassung der 
 Angehörigen an einem Sonn- 
 abend vorgenommen 
 wird   153,50 
 
b) Zuschlag, wenn die Urnen- 
 beisetzung (ohne Trauerfeier) 
 auf Veranlassung der Angehö- 
 rigen an einem Sonnabend 
 vorgenommen wird  102,50 

 
c) Zuschlag, wenn die 
 Trauerfeier auf Veran- 
 lassung der Angehöri- 
 gen freitags nach 
 14.00 Uhr beginnt   102,50 
 
d) Zuschlag, wenn die Urnen- 
 beisetzung (ohne Trauerfeier) 
 auf Veranlassung der Angehöri- 
 gen freitags nach 
 14.00 Uhr beginnt   70,00 
 
4. Einebnung von Grabstätten 
a) pro Lagerstelle 
 (bis 2. Lagerstelle)   82,00 
 ab der 3. Lagerstelle   51,50 
 Urnen- und Kindergrab 
 (bis 2. Lagerstelle)   41,00 
 ab der 3. Lagerstelle   26,00 
 
b) bei vorzeitiger Eineb- 
 nung pro Jahr und  
 Lagerstelle   10,50 
  bei Einzelwahl-, Wahl-, 
  Reihen- oder Urnengrab 
 
5. Aufbewahrung von Urnen 
 ab 1. Tag   3,00 
 
6. Zuschlag für Überstunden 
 wenn die Bestattung auf  
 Wunsch der Angehörigen  
 so spät beginnt, dass das  
 Verfüllen des Grabes nach  
 Beendigung der normalen  
 Arbeitszeit endet, werden   6,00 
 für jede Überstunde 
 6,00 € in Rechnung 
 gestellt. 
 
7. Für die Annahme einer Leiche außerhalb der Arbeits-

zeit 
 werden Gebühren in Höhe der der Stadt tatsächlich ent- 
 stehenden Kosten erhoben. 
 
8. Umbettung - Für Umbetten wird eine Gebühr in Höhe 

der  
 der Stadt tatsächlich entstehenden Kosten erhoben. 
 
9. Benutzung des Sezier-  
 raums in der Friedhofs-  
 kapelle im Stadtteil 
 Horn, Steinheimer   125,50 
 Straße 
 
10. Verlegen rechteckiger 
 Steinplatten einschl. 
 Material je qm   51,50 
 
11. Tragen einer Urne von 
 der Friedhofskapelle zur 
 Grabstätte, anschl. Bei- 
 setzung durch einen 
 Friedhofsbediensteten 
 in Anwesenheit der 
 Angehörigen   15,50 
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12. Einheitliche Gedenkplatte 
 für Waldgrabstätten inkl. Schrift 
 a) ca. 40 x 30 cm  357,00 
 b) ca. 60 x 40 cm  416,50 
 
C. Verwaltungsgebühren 
 
1. Erteilung einer Zustim- 
 mung zur Aufstellung 
 von Gedenkzeichen und 
 sonstigen baulichen An- 
 lagen:  
 Erstantrag: 70,00 
 Zweitantrag: 40,00 
 Die Genehmigungen für liegende Grabmale gem. § 22 
 Abs. 4 Satz 3 der Friedhofssatzung gelten nicht als  
 Zweitantrag. 
 
2. Gebühr für die Ausstel- 
 lung oder Verlängerung 
 einer Zulassungskarte 
 für Gewerbetreibende 
 a) Ausstellung   31,00 
 b) Verlängerung   15,50 
 
3. Abschrift/Kopie von 
 Rechnungen für Versi- 
 cherungen pro Seite   1,50 
 
4. Bearbeitung eines An- 
 trages auf Umbettung   15,50 
 
5. Umschreibung von 
 Nutzungsberechtigten   15,50 
 
6. Zweitausfertigung von 
 Urkunden für den 
 Nutzungsberechtigten   15,50 
 

§ 2 
 
Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen Personen ver-
pflichtet, welche die Einrichtungen der Friedhöfe und die 
sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung in Anspruch 
nehmen. Erfolgt die Inanspruchnahme auf Antrag oder im 
Interesse mehrerer Personen, so haftet jeder einzelne als 
Gesamtschuldner. Daneben haftet für die Gebührenschuld 
auch derjenige, der die Leistungen im Interesse eines Drit-
ten in Auftrag gibt. 
 

§ 3 
 
Die Gebühren sind innerhalb von 3 Wochen nach Zugang 
des Gebührenbescheides an die Stadtkasse Horn-Bad 
Meinberg zu zahlen. Rückständige Gebühren werden im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. Gebühren kön-
nen gestundet werden, wenn ihre Einziehung mit erhebli-
chen Härten für den Gebührenpflichtigen verbunden ist und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird. Die 
Stundung soll in der Regel nur gegen Sicherheitsleistung 
gewährt werden. Gebühren können ganz oder zum Teil er-
lassen werden, wenn ihre Einziehung nach Lage des Falles 
unbillig wäre. 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt die Gebührensatzung für 
die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 19.07.2007 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

 c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Stadt Lügde 
 
323 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch 
der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
in der Stadt Lügde vom 19.06.07 vom 23. Juli 
2011 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1995 (GV. NRW. 
S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 
4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 
712), in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der 
Stadt Lügde in seiner Sitzung am 21. Juli 2011 folgende 1. 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen Ganztagsschu-
le im Primarbereich beschlossen: 
 
§ 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Auf Antrag und Nachweis kann der Elternbeitrag ein-
kommensabhängig ermäßigt werden. Die Ermäßigung er-
gibt sich auf Grund der nachfolgenden Tabelle: 
 
Elternbeitrag/Monat 
Positive Einkünfte 
• bis 12.500,00 € 10,00 € 
• bis 16.000,00 € 30,00 € 
• bis 25.000,00 € 40,00 € 
• bis 40.000,00 € 80,00 € 
• bis 50.000,00 € 100,00 € 
• bis 60.000,00 € 110,00 € 
• bis 70.000,00 € 130,00 € 
• über 70.000,00 € 150,00 € 
 
 
Die Neuregelung tritt zum 1. August 2011 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift  und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Lügde, den 23. Juli 2011 
 
Stadt Lügde 
-Der Bürgermeister- 
 
 
Reker 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
324 Pflichtprüfung des Wasserwerkes der Stadt 

Lügde für das Geschäftsjahr 2009 
 
Der Rat der Stadt Lügde hat am 31.01.2011 den Jahresab-
schluss und den Lagebericht des Wasserwerkes der Stadt 
Lügde zum 31.12.2009 festgestellt und über die Verwen-
dung des Jahresfehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 
1.  Die Bilanz des Wasserwerkes der Stadt Lügde für das 

Wirtschaftsjahr 2009 wird auf der Aktiv- und Passivseite 
auf 5.566.937,12 EUR festgestellt. 

 
 Die Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 

2009 wird auf der Ertragsseite auf 1.044.782,54 EUR 
und auf der Aufwandseite auf 1.002.440,39 EUR fest-
gestellt. 

 Das Jahresergebnis schließt mit einem Überschuss 
nach Steuern in Höhe von 42.342,15 € ab. 

 
 Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind 

mit entsprechenden Feststellungsvermerken zu ver-
sehen und vom Bürgermeister sowie dem Vorsitzenden 
des Betriebsausschusses zu unterzeichnen. 

 
2. Der Jahresüberschuss wird in voller Höhe zum Verlust-

ausgleich der Vorjahre verwendet. 
 
 Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zur Fest-

stellung des Jahresabschlusses 2010 
 

im Rathaus Lügde, Bauamt, Zimmer 25, 
 
 zur Einsichtnahme aus. 
 
 Der abschließende Vermerk der Gemeinde-

prüfungsanstalt NRW über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 

 
 Abschließender Vermerk: 
 
 Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 

Abschlussprüfer des Betriebes Wasserwerk der Stadt 
Lügde. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2009 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft INTECON GmbH, Osnabrück, bedient. Die 
GPA NRW hat mit Datum vom 26.04.2011 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt: 
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 “Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bi-

lanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – 
unter Einbeziehung der Buchführung und denLagebe-
richt des Wasserwerkes der Stadt Lügde für das Ge-
schäftsjahr vom 1.1.2009 bis 31.12.2009 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen 
Vorschriften, den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung  liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht  abzugeben. 

  
 Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 

HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Ei-
genbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt.  
 Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebslei-
tung des Eigenbetriebes sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den deutschen handelsrechtlichen und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Wasserwerkes der Stadt Lügde. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“  

 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft INTECON GmbH, Osna-
brück ausgewertet und eine Analyse anhand von Kenn-
zahlen durchgeführt, Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 

 
 
 
 

 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflich-
tigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich. 

 
Herne, den 26.04.2011 
  GPA NRW 
  Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
  Im Auftrag 

   Matthias Middel 
 
Aufgrund des § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16.11.2004 – Art. 16 
NKFG NRW (GV. NRW. 24.4.2004 - S. 644)  wird hiermit 
die Feststellung des Jahresabschlusses, die Behandlung 
des Jahresüberschusses sowie der abschließende Ver-
merk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW über die Jahres-
abschlussprüfung veröffentlicht. 
 
Lügde, den 10.08.2011  
 
 
Loges 
-Betriebsleiter- 
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Abfallwirtschaftsverband Lippe 
 
325 Bekanntmachung des Beschlusses der Ver-

bandsversammlung des Abfallwirtschaftsver-
bandes Lippe über den Jahresabschluss 2009 
und die Entlastung des Verbandsvorstehers 

 
Die Verbandsversammlung des Abfallwirtschaftsverbandes 
Lippe hat in seiner Sitzung vom 26.11.2010 den von Dipl.-
Kfm. und Rechtsanwalt Axel Pick, ARTAG Aktiengesell-
schaft, Bad Salzuflen, geprüften Jahresabschluss einstim-
mig durch Beschluss festgestellt, über die Behandlung des 
Jahresergebnisses beschlossen und dem Verbandsvorste-
her Entlastung erteilt ( § 18 Abs. 1 Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit i. V. m. § 96 Abs. 1 GO NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2009 des Abfallwirtschaftsverbandes 
Lippe wurde der Bezirksregierung Detmold gem. § 18 Abs. 
2 Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit i. V. m. 
§ 96 Abs. 2 GO NRW angezeigt. Das Anzeigeverfahren ist 
abgeschlossen.  
 
Die vollständige Schlussbilanz zum 31.12.2009 ist nachfol-
gend abgedruckt.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss mit der vollständigen Schlussbilanz 
wird hiermit gem. § 18 Abs. 1 Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (i. d. F. der Bekanntmachung vom 
01.10.1979; GV. NRW. S. 621) in Verbindung mit § 96 Abs. 
2 Gemeindeordnung Nordrhein – Westfalen ( i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV. NRW. S. 666) in 
jeweils gültiger Fassung hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
Detmold, den 11.07.2011 
 
 
Heuwinkel 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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326 1. Haushaltssatzung des Abfallwirtschaftsver-

bandes Lippe für das Haushaltsjahr 2011 
 
Aufgrund der §§ 18 – 19a des Gesetzes über die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der zur Zeit gültigen 
Fassung, in Verbindung mit §§ 75 ff. der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur 
Zeit gültigen Fassung und der Verbandssatzung für den 
Abfallwirtschaftsverband Lippe vom 30.04.2002 in der Fas-
sung vom 28.08.2009, hat die Verbandsversammlung des 
Abfallwirtschaftsverbandes Lippe am 26.11.2010 folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 stellt die 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen, die für die Erfüllung der Aufgaben des Ab-
fallwirtschaftsverbandes Lippe relevant sind, dar. Er wird  
 
 im Ergebnisplan mit  
 Gesamtbetrag der Erträge auf  17.830.000 EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  18.265.950 EUR 
 
 im Finanzplan mit 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf 16.920.000 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf 17.453.000 EUR 
 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit und der  
 Finanzierungstätigkeit auf  0 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-

tigkeit und der  
 Finanzierungstätigkeit auf  1.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum  
Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 
 435.950 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur  
Liquiditätssicherung in Anspruch genommen  
werden dürfen, wird auf 
 500.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 

 
§ 6 

Regelungen zur Umlagenfestsetzung des Verbandes 
 
1. Die Umlage nach § 16 Abs 3. Buchstabe a der Ver-

bandssatzung i.d.F. vom 28.08.2009 ergibt sich 
a) für die bei den Entsorgungsanlagen angeliefer-

ten Rest- und Bioabfallmengen auf Grundlage 
der Gebührensatzung des Kreises Lippe vom 
25.09.2006 für Restabfall in Höhe von 158,87 € / 
Mg (brutto) und für Bioabfall in Höhe von 103,36 
€ / Mg (brutto) (Ergebniskonto 4182000 / Ansatz: 
9.000.000 €). 

b) für die Inanspruchnahme der Leistung für die 
Papierentsorgung in Höhe von 95,95 €/Mg ein-
gesammelter Menge (brutto) (Ergebniskonto 
4182400 / Ansatz: 1.500.000 €). 

 
2. Die Umlage nach § 16 Abs. 3 Buchstabe b der Ver-

bandssatzung ergibt sich nach Inanspruchnahme von 
Leistungen aus dem als Anlage 1 beigefügten Leis-
tungsverzeichnis für Sammlung und Transport (Er-
gebniskonto 4182100 / Ansatz: 4.440.000 €) 

 
3. Die Umlage nach 16 Abs. 3 Buchstabe c der Ver-

bandssatzung sich 
a) aufgrund des Leistungsvertrages mit der Ar-

beitsgemeinschaft Arbeit gGmbH (AGA) für 
Sperrmüll in Höhe von 4,91 €/EW brutto pro Jahr 

b) nach der Inanspruchnahme der Leistung für die 
Schadstoffentsorgung in Höhe von  
I. 1,09 €/EW (brutto) pro Jahr bei 2 Samm-

lungen pro Jahr bzw.  
II. 1,14 €/EW pro Jahr bei 4 Sammlungen pro 

Jahr  
Die Festsetzung des veranschlagten Betrages erfolgt im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 zusammenge-
fasst unter dem Ergebniskonto 4182200 / Ansatz: 
2.000.000 €) 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW erheb-
lich, wenn sie im Einzelfall mehr als 500.000 € betragen. 
 

§ 8 
 
Es werden alle Aufwendungsermächtigungen des Teiler-
gebnisplanes, mit Ausnahme der Abschreibungen, und alle 
Auszahlungsermächtigungen des Teilfinanzplanes jeweils 
für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 

 
 
Detmold, den 2. November 2010 
 
Aufgestellt  bestätigt 

 
gez. Lockstedt  gez. Heuwinkel 
  Verbandsvorsteher 
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II. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
für das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen ist gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) i.V.m. § 80 
Abs. 5 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) der Bezirksregierung in Detmold 
angezeigt worden. Das Anzeigeverfahren wurde inzwi-
schen abgeschlossen. 
 
Hinweis : 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 
fehlt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  
 
c) der Verbandsvorsteher hat den ordnungsgemäßen 
Beschluss der Verbandsversammlung des Abfallwirt-
schaftsverbandes vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Abfallwirtschaftsverband vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 Detmold, den 26.07.2011 
 
 
 Heuwinkel 
 (Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Blomberger Versorgungsbetriebe 
GmbH 
 
327 Erdgaspreise für die Grund- und Ersatzversor-

gung gültig ab 01.10.2011 
Bruttopreise einschl. der gesetzlichen Mehr-
wertsteuer von z.Zt. 19% 
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Lippe Tourismus & Marketing AG 
 
328 Einberufung der 8. Ordentlichen Hauptver-

sammlung der Lippe Tourismus & Marketing 
AG (LTM AG) 

 
am:  Montag, 29. August 2011 um 19:30 Uhr 
 
Ort: Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 Kreistagssitzungssaal (Raum 408) 
 
Tagesordnung: 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 

31.12.2010, des Lageberichts und des Berichts des 
Aufsichtsrates 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-

der des Vorstands für das Geschäftsjahr 2010 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2010 Entlas-
tung zu erteilen 

 
3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-

der des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2010 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2010 
Entlastung zu erteilen 

 
4. Bestellung des Abschlussprüfers für das Ge-

schäftsjahr 2011 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Wirtschaftsprüfer 
Gerhard Hinrichs, c/o HWP Hinrichs Wiedeking Part-
ner GbR, Detmold, zum Abschlussprüfer für das Ge-
schäftsjahr 2011 zu wählen. 

 
5. Sachstandsbericht der LTM AG 
 
Die im Aktienbuch eingetragenen Aktionäre sind zur Teil-
nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts berechtigt. In der Hauptversammlung kann 
das Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten ausgeübt 
werden (§ 21 Abs. 2 der Satzung). 
 
Falls der Namensaktionär bzw. der benannte Bevollmäch-
tigte des Aktionärs an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen kann, kann eine Stimmübertragung an einen Ver-
treter erfolgen. Die Stimmübertragung muss der LTM AG 
vor der Hauptversammlung durch eine schriftliche Voll-
macht vorliegen. Ein bereits bestellter Vertreter kann eine 
Untervollmacht nur mit dem Einverständnis des Vollmacht-
gebers (Namensaktionär) erteilen. Ohne diese schriftliche 
Stimmübertragung kann der Vertreter zwar an der Haupt-
versammlung teilnehmen, er ist aber nicht stimmberechtigt. 
Bei vielen Städten und Gemeinden ist ein Vertreter be-
nannt worden, der zur Stimmabgabe berechtigt ist und kei-
ne gesonderte Vollmacht benötigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2010, der Lagebericht so-
wie der Bericht des Aufsichtsrates liegen vom Tag der Ein-
berufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräu-
men der LTM AG aus. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär 
kostenlos und unverzüglich eine Abschrift der vorgenann-
ten Unterlagen. 
 
Detmold, 29.07.2011 
 
Lippe Tourismus & Marketing AG 
Bismarckstraße 2 
32756 Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
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Sparkasse Detmold 
 
329 Aufgebot von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 

342.180.858 370.122.319  
  
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 11. November 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 18. August 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 25.08.2011 
 
 
 
330 Kraftloserklärung von in Verlust geratener 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 29. April 2011 bis 
zum Aufgebotstermin am 12. August 2011 niemand gemel-
det hat, wird das in Verlust geratene Sparkassenbuch Nr.  
 

309.079.853   
  
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
Detmold, den 18. August 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 
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